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Generalversammlung 
des Centralverbands des Deutschen Bank- 
und Bankiergewerbes (E.V.). 


Unter dem Vorsitz des Vize-Präsidenten des Reichs- 
tags, Geh. Justizrat Prof. Dr. Riesser, fand am 15. De- 
zember 1923 die ordentliche Generalversammlung des 
Centralverbands des Deutschen Bank- und Bankier- 
gewerbes statt. Vor Eintritt in die Tagesordnung ge- 
dachte der Vorsitzende mit ehrenden Worten des in 
diesem Jahre verstorbenen hochverdienten langjährigen 
Vorstandsmitglieds, Kommerzienrat Albert Stäckel, 
Berlin, und teilte mit, daß in der varausgegangenen 
Ausschußsitzung an Stelle des Dahingegangenen Herr 
Bruno. Erdikeriv onid ere Pianini, Heise 
Krause & Co. Bankgeschäft, Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, Berlin, neu in den Vorstand gewählt worden ist. 
Die Anwesenden nahmen sodann von dem vom Vorstand 
vorgelegten Geschältsbericht zustimmend Kenntnis, ins- 
besondere von den Ausführungen, welche in dem Bericht 
selbst sowie in der ihm als Anlage beigefügten Er- 
klärung des Verbands auf eine kurze Anfrage der Reichs- 
tagsabgeordneten Bruhn und Genossen zur Abwehr 
ungerechtfertigter Angriffe auf die Geschäftsbedingungen 
der Banken gemacht worden sind. Die Versammlung 
beschloß sodann die Wiederwahl der turnusmäßig aus 
dem Ausschuß ausscheidenden Mitglieder und stimmte den 
Vorschlägen des Vorstands betr. Neuwahlen in den Aus- 
schuß zu. Dem Ausschuß werden vom 1. Januar 1924 
an als neue Mitglieder angehören die Herren Otto 
Aschaffenburg, i'Fa, Lazard Speyer-Ellis- 
sen, Frankfurt a. M, George Behrens, i Fa. 
L. Behrens & Söhne, Hamburg, Richard Blecher, 
Geschäftsinhaber des Barmer Bankvereins, Barmen, 
Wilhelm Bürklin, i Fa. G F. Grohe&e-Henrich, 
Neustadt a. H., Moritz Lichtenhein,i.Fa. Königs- 
berger & Lichtenhein, Berlin, Direktor P a p en - 
brock, Ostbank für Handel und Gewerbe, Königs- 
berg i Pr., Direktor Sto lcke, Osnabrücker Bank, 
Osnabrück, Dr. Paul Wiebering, Mecklenburgische 
Depositen- und Wechselbank, Schwerin. Die Versamm- 
lung genehmigte des ferneren einen vom Vorsiand und 
Ausschuß ihr unterbreiteten Vorschlag über die Neufest- 
setzung der Mitgliederbeiträge für das Jahr 1924. 
Bankier Alfred Maron, Dresden, brachte namens der 
Mitglieder dem Vorsitzenden und der Geschäftsführung 
den Dank für ihre Tätigkeit im abgelaufenen Geschäfts- 
jahr zum Ausdruck. Zum Schluß erinnerte der Vor- 
sitzende daran, daß der Geh. Kommerzienrat Stein- 
thal, Aufsichtsratvorsitzender der Deutschen Bank, 
heute sein 50jähriges Geschäftsjubiläum feiere, und er 
sprach sowohl ihm wie der Bank im Namen des Verbandes 
die herzlichsten Glückwünsche aus. Er bezeichnete ihn als 
einen der Männer, die von den 70er Jahren an die Bank 
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in kluger Voraussicht und weiser Vorsicht sowohl im 
Handeln wie im Unterlassen in mustergültiger Weise 
geleitet haben. Der Vorsitzende schloß die Versamm- 
lung mit dem Wunsche, daß dem deutschen Bankgewerbe 
im kommenden Jahre eine fruchtbare Betätigung im 
Interesse der Wiedergesundung der Wirtschaft beschie- 
den sein möge. ` 


Geschäftsbericht des Centralverbands des Deutschen 
Bank- und Bankiergewerbes für das Jahr 1923. 


Der französisch-belgische Einfall ins Ruhrgebiet hat 
dem Jahre 1923, in dessen ersten Tagen er erfolgte, sein 
geschichtliches Gepräge gegeben. Für eine abschließende 
Wertung der politischen Bedeutung des deutscherseits 
gegen diesen Angriff bis in den Herbst des Jahres hinein 
geführten Widerstands ist die Zeit noch nicht gekommen. 
Die Wunden, die der Kampf der deutschen Wirtschaft ge- 
schlagen hat, liegen offen vor den Augen der Welt. Von 
der Stärke des Einheitswillens des deutschen Volkes 
hängt es ab, ob die Urheber des Angriffs auch ihr letztes 
und größtes Ziel, die politische Zertrümmerung unseres 
Landes, erreichen werden. In einer solchen Zeit erblicken 
wir die vornehmste Aufgabe der großen Reichsverbände 
der deutschen Wirtschaft, insbesondere auch des unseren, 
darin, nicht nur im Verhältnis zum Ausland, sondern auch 
gegenüber auseinanderstrebenden Kräften des Partei- 
wesens, der Stämme und der Stände und schließlich auch 
gegenüber Ausartungen des privatwirtschaftlichen Egois- 
mus, Träger des deutschen Einheits- und 
Vaterlandsgedankens zu sein. 

Diese Aufgabe enthält die Verptlichtung zu einer von 
gegenseitigem Vertrauen getragenen Zusammenarbeit mit 
den Organen der Reichsregierung insbesondere bei ihrem 
Bestreben nach Wiederherstellung der Ord- 
nung und des Gleichgewichts im Reichs- 
haushalt, wovon der Bestand des Reichs, die Ge- 
nesung der Wirtschaft und die Gesundung der Währung 
in erster Linie abhängen. Unter diesen Umständen 
konnten die Bemühungen unseres Verbands nicht auf 
eine Verminderung der Steuerlasten ge- 
richtet sein, welche die Regierung auf Grund der ihr er- 
teilten Vollmachten der Wirtschaft aufzuerlegen im Be- 
griffe steht, sondern lediglich auf eine gerechte Ver- 
teilung der aufzubringenden Steuern, so- 
wie auf cine Erleichterung und Verein- 
fachung des Verfahrens. In dieser Richtung 
haben sich auch die von uns dem Reichsfinanzministerium 
gegebenen Anregungen hinsichtlich der Gestaltung der 
Einkommensteuervorauszahlungen für 1924 und der Be- 
wertungsgrundsätze für die Vermögenssteuer im Entwurf 
der Steuernotverordnung bewegt. Dem unter allen Um- 
ständen festzuhaltenden Grundsatz der steuerlichen Ge- 
rechtigkeit widerspricht allerdings eine steuerliche Aus- 
nahmegesetzgebung zu Lasten bestimmter Berufe, wie sie 
in der geplanten Erhebung einer Steuer auf Börsen- 


zulassung und Börsenbesuch zum Ausdruck 
kommt. Die Begründung dieses Steuervorschlags mit 
angeblichen besonderen Gewinnmöglichkeiten, durch 
welche der Börsenbesucher vor anderen Volksgenossen 
bevorzugt sei, hat in den Kreisen unserer Mitglieder eben- 
so starkes wie berechtigtes Befremden hervorgerufen, 
weil in ihr schiefe und weltiremde. Vorstellungen vom 
Wesen der Börse und ihren Einrichtungen, wie sie um die 
Jahrhundertwende einen bestimmenden EinfluB auf die 
Börsengesetzgebung ausgeübt haben, wiederaufzuleben 
scheinen. Der Steuergesetzgebung des heutigen Deutsch- 
land tut vor allem eine von der Rücksichtnahme auf 
Stimmungen und Strömungen der öffentlichen Meinung 
und von parteipolitischem Opportunismus befreite Sa c h- 
lichkeit not, und dies vor allem läßt es uns bedauern, 
daß die Regierung einen Steuervorschlag, der zu dieser 
Forderung im ausgesprochenen Gegensatze steht, un- 
geachtet der im Reichswirtschaftsrat erfolgten Ablehnung 
beibehalten hat, — 


Die Leidensgeschichte, welche die deutsche Wäh- 
rung während des Jahres 1923 im Zusammenhang mit 
dem Ruhrkampf durchgemacht hat, steht lebendig vor 
den Augen unserer Mitglieder; sie erreichte ihren Höhe- 
punkt, als die Furcht vor weiteren Entwertungsverlusten 
im Beginn des Herbstes weite am Güteraustausch betei- 
ligte Kreise, insbesondere der Landwirtschaft, zu einer 
völligen Zurückweisung der auf Papiermark lautenden 
Geldzeichen veranlaßte. Ohne uns über die Tatsache 
hinwegzutäuschen, daß die endgültige Wiederherstellung 
einer gesunden Währung an innen- und außenpolitische 
sowie wirtschaftliche Voraussetzungen geknüpft ist, von 
deren Herstellung wir bei Beendigung des Ruhrkampfes 
noch weit entfernt waren und es noch heute sind, haben 
wir doch an dem Versuche, im Wege einer Zwischenlösung 
über die dringendste Not der Gegenwart hinwegzu- 
kommen, wie er durch die Verordnung zur Er- 
richtung der Deutschen Rentenbank vom 
13. Oktober 1923 Verwirklichung gefunden hat, gern mit- 
gearbeitet, Mit der endgültigen Gestalt, welche diese 
Verordnung unter Berücksichtigung eines Teils der von 
uns gegenüber dem ersten Entwurf gemachten Abände- 
rungsvorschläge gefunden hat, konnten wir uns einver- 
standen erklären und unser Vertrauen in eine zweckent- 


sprechende Wirksamkeit dieses Instituts auch durch 
die Entsendung zweier Vertreter unseres Berufs in 
den Verwaltungsrat der Rentenbank zum Ausdruck 


bringen, Als eine der wesentlichsten Errungenschaften 
der Verordnung betrachten wir ihren $ 19, der die Dis- 
kontierung von Schatzwechseln des Reichs durch die 
Reichsbank beseitigt und letztere somit von der Finan- 
zierung unproduktiver Ausgaben des Reiches befreit. 
Diese Reinigung der Reichsbank, die allerdings noch 
durch die inzwischen durchgeführte Loslösung von der 
durch öffentliche und private Stellen in so verderblichem 
Umfange betriebenen Notgeld-Inflation ergänzt werden 
mußte, wird eine wichtige Vorstufe der endgültigen Wäh- 
rungsreform bilden. 


Der Ausschuß unseres Verbandes hat in seiner am 
18. Oktober 1923 unter Zuziehung von Delegierten aller 
in Deutschland bestehenden Banken- und Privatbankier- 
vereinigungen abgehaltenen Tagung eine Währungs- 
kommission eingesetzt, welche den auf diesem Ge- 
biete erforderlichen Maßnahmen ihre ständige Aufmerk- 
samkeit widmet. In einem Schreiben an den Reichs- 
finanzminister vom 7. November 1923 hat die genannte 
Kommission mit besonderem Nachdruck die Notwendig- 
keit betont, daß alle auf dem Gebiete der 
Währungs- und Devisenpolitikzutreffen- 
den Maßnahmen inlogischem Aufbau und 
unterenger,nacheinheitlichen Gesichts- 
punkten erfolgender Zusammenarbeit 
aller beteiligten Stellen getroffen wer- 
den. Durch die Nichtbeobachtung dieser an sich selbst- 
verständlichen Forderung während der Währungsnöte 
dieses Jahres sind die Leiden der Wirtschaft wesentlich 
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vermehrt worden. Insbesondere hat die Gesetz- 
gebung über den Verkehr mit auslän- 
dischen Zahlungsmitteln die notwendige Ein- 
heitlichkeit' vermissen lassen, ganz abgesehen davon, daß 
ihre technische Unzulänglichkeit es schließlich auch dem 
juristisch vorgebildeten Bankmann unmöglich machte, ein 
klares Bild der Rechtslage zu gewinnen, über die man 
selbst von den zuständigen Regierungsstellen in keines- 
wegs vereinzelten Fällen einander widersprechende Aus- 
künfte erhielt. Auch die Regelung, welche die Ab- 
$renzung des Kreises der Devisenbanken durch die Ver- 
ordnung vom 11. September 1923 gefunden hat, können 
wir als eine befriedigende nicht ansehen, wie man auch 
immer grundsätzlich über die Notwendigkeit einer 
solchen Abgrenzung denken mag. Wir erkennen an, 
daß die maßgebenden Stellen bemüht gewesen sind, 
durch Bewilligung einer großen Anzahl von Ausnahmen 
die Mißhelligkeiten zu beseitigen, die sich aus der ur- 
sprünglichen Beschränkung der Berechtigung zum Ab- 
schluß von Devisengeschäften auf die einer Reichsbank- 
abrechnungsstelle angehörenden Firmen ergaben. Infolge 
der Abhängigmachung der Entscheidung über die Zu- 
lassung oder Nichtzulassung vom freien Ermessen der zu- 
ständigen Behörden ist dieselbe indessen vielfach mehr 
oder weniger von Zufallsmomenten abhängig gewesen und 
insbesondere hat es eine Reihe geachteter und angesehe- 
ner Bankfirmen als eine kränkende Zurücksetzung und 
eine nicht unerhebliche geschäftliche Schädigung empfun- 
den, wenn ihnen die Zulassung als Devisenbank, im Gegen- 
satz zu anderen Mitbewerbern am gleichen Platz, mit der 
Begründung verweigert wurde, daß ihr Devisengeschäft 
bisher keinen hinlänglich großen Umfang aufzuweisen ge- 
habt habe. Wir haben unter diesen Umständen gegen- 
über den maßgebenden Behörden im allgemeinen, sowie 
in Einzelfällen stets den Standpunkt vertreten, daß alle 
unserem Verbahde angehörenden achtbaren Bankfirmen 
auf die Zulassung als Devisenbank Anspruch besitzen, 


Wenn der zunehmende Währungsverfall, abgesehen 
von wenigen Kreisen, die aus der Markverschlechterung 
erheblichen und von der öffentlichen Meinung nicht ohne 
Grund beanstandeten Nutzen zu ziehen wußten, die 
deutsche Wirtschaft in ihrer Gesamtheit schwer geschä- 
digt hat, so sind die Nachteile dieser Ent- 
wicklung für keinen Beruisstand fühl- 
barer gewesen, als für das von uns ver- 
tretene Bankgewerbe. Die Hoffnung, daß die 
nach langjährigen Bemühungen unseres Verbands im 
März d. J. erfolgte Aenderung der Bestimmungen der 
Reichsabgabenordnung über die Aufhebung des Bank- 
geheimnisses einen reicheren Zustrom der Depositen und 
sonstigen fremden Gelder zur wirtschaftlichen Verwen- 
dung durch Vermittlung der Banken und andern Kredit- 
institute zur Folge. haben werde, konnte sich nicht ver- 
wirklichen, da die Gefahr der Geldentwertung zu einer 
gesteigerten Bankenflucht des Kapitals und damit auch zu 
einer völligen Lahmlegung des bargeldlosen Zahlungsver- 
kehrs führte. Für die Banken ergab sich aus dieser Sach- 
lage die Unmöglichkeit, der Wirtschaft Kredite zu den 
bisher gewohnten Bedingungen zur Verfügung zu stellen, 
sowie ferner die Notwendigkeit, sich durch eine ent- 
sprechende Verschärfung ihrer Geschäftsbedingungen 
gegen Substanzverluste einerseits aus der Entwertung des 
dargeliehenen Geldes sowie der in Papiermark berech- 
neten Provisionen und andererseits aus der Zurverfügung- 
haltung des kostspieligen Personalapparats für unlohnende 
Geschäfte zu sichern. Bei der Festsetzung dieser Ge- 
schäftsbedingungen hat unser Verband, dessen Mitglieder- 
kreis im übrigen über denjenigen der örtlichen Banken- 
vereinigungen, die an solche Geschäftsbedingungen ge- 
bunden sind, erheblich hinausgeht, nicht mitgewirkt. Als 
Standesvertretung des Bankgewerbes hatte unser Ver- 
band jedoch im Anschluß an die Verhandlungen des 
Münchner Bankiertags von 1912 bereits in seinem Ge- 
schäftsbericht über das letzte Vorkriegsjahr dem Gedan- 
ken Ausdruck gegeben, daß die Beanspruchung einer an- 
gemessenen Vergütung für besorgte Geschäfte und ge- 


leistete Dienste nicht allein ein gesetzliches Recht der 
Banken und Bankiers ist, sondern auch eine Pflicht, deren 
Innehaltung ihnen zur Wahrung des Ansehens und der 
Stellung ihres Berufsstandes obliegt. Wenn darüber 
hinaus im Laufe dieses Jahres die Fest- 
setzung angemessener Konditionen für 
unsere Mitglieder eine Frage von Sein 
oder Nichtsein gewordenist, so konnte unser 
Verband diesen Gegenstand nicht als außerhalb seines 
Arbeitsgebiets liegend betrachten. Wir haben uns be- 
müht, durch Verhandlungen mit den Spilzenverbänden von 
Industrie, Großhandel und Kleinhandel zu einer Auf- 
klärung der maßgebenden Berufsvertretungen der Bank- 
kundschaft über die Gründe beizutragen, welche die von 
der Kundschaft unangenehm empfundenen Bedingungen 
notwendig gemacht haben, und wir haben ferner unsere 
Mitglieder in der Abwehr ungerechtfertigter Angriite 
seitens publizislischer Organe und politischer Stellen 
unterstützt. Eine Erklärung, die wir dem Reichswirt- 
schaftsministerium zu einer an die Regierung gerichteten 
Anfrage der Abgeordneten Bruhn und Genossen über- 
mittelt haben, drucken wir am Schluß dieses Berichts ab. 
Wenngleich über Einzelpunkte auf diesem großen und 
durch die abnormen Wirtschafts- und Währungsverhält- 
nisse schwer übersehbar gewordenen Gebiete auch unter 
Angehörigen unseres Berufs verschiedene Meinungen be- 
stehen können und bestanden haben, so wird doch auch 
an dieser Stelle ausgesprochen werden können, daß die 
Vorwürfe in ihrer Allgemeinheit der sachlichen Begrün- 
dung entbehren und größtenteils auf unzureichender 
Kenntnis der wirtschaftlichen Zusammenhänge sowie der 
betriebstechnischen Notwendigkeiten unseres Berufs be- 
ruhen. In der bereits erwähnten erweiterten Ausschuß- 
sitzung unseres Verbands vom 18. Oktober 1923 ist auch 
dieser Fragenkreis Gegenstand einer eingehenden Aus- 
sprache gewesen. Wenn hierbei einer der Referenten seine 
Ausführungen zu dem Thema „Mittel und Wege zur Er- 
haltung der Rentabilität der Bankbetriebe” in die drei 
Leitsätze zusammengefaßt hat: „Die Bank hat der 
Wirtschaft!’ zu dienen” — „Der Bankange- 
stelltehatfürdieBankzuarbeiten” — „Die 
BankisteinErwerbsinstitut”, so möchten wir 
die Wichtigkeit dieser an sich so selbstverständlichen und 
doch mitunter in Vergessenheit geratenen Sätze auch in 
diesem Zusammenhang noch besonders unterstreichen. Wir 
tun dies insbesondere gegenüber den staatlichen Stellen, 
die sich in den Jahren nach dem Kriege in einem für die 
Spesenlast der Banken und damit auch für die Wirtschaft 
verhängnisvollen Umfange daran gewöhnt hatten, die 
Banken und deren Angestellte als Hilis- 
organe für die Durchführung öffentlich- 
rechtlicher Aufgaben in einem mit den 
eigentlichen Zwecken des Bankbetriebes 
nicht mehr verträglichen Umfang in An- 
spruchzunehmen. Gern erkennen wir an, daß in der 
allerletzten Zeit an den maßgebenden Stellen auf diesem 
Gebiete ein größeres Verständnis für die Grenzen des den 
Banken hier Möglichen Platz gegriffen hat. Wenn es uns 
jedoch — um nur ein Beispiel zu erwähnen — erst nach 
elimonatigem fortgesetzien Petitionieren und Erinnern ge- 
lungen ist, eine den Zeilverhältnissen entsprechende Her- 
auisetzung der im Kapitaliluchtgesetz vom 24. De- 
zember 1922 auf dreitausend Mark fest- 
gesetzten Freigrenze bei der Affidavit- und Genehmi- 
$ungspflicht von Auslandsüberweisungen durchzusetzen, 
so ist dieses eine Beispiel kennzeichnend für den unge- 
heuren Leerlauf, der nicht nur den Bankbetrieben, sondern 
auch den Behörden und Aemtern durch die Gesetzgebung 
der letzten Jahre zugemutet worden ist und kennzeich- 
nend auch für die Schwierigkeiten, die es macht, abwegige 
Bestimmungen dieser Art, wenn sie einmal getroffen sind, 
wieder zu beseitigen. 


Die Notwendigkeit, den Leerlauf des Bankbetriebes im 
Interesse der Unkostenherabsetzung zu vermindern, muß 
auf der anderen Seite allen im Bankgewerbe praktisch 
Tätigen die Mitarbeit an der Durchführung derjenigen be- 
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triebsorganisatorischen Verbesserungen zur Pflicht machen, 
die eine Abwicklung des Geschäfts mit geringerem Auf- 
wand an Zeit- und Menschenkraft ermöglichen, als dies 


bisher der Fall gewesen ist; die durch die Ver- 
hältnisse bedingte Ausdehnung der Bankbetriebe in 
persönlicher und räumlicher Hinsicht ist den Ban- 
ken selbst am wenigsten erwünscht gewesen. Zu- 


folge eines in der Ausschußsitzung vom 18. Oktober 
1923 gefaßten Beschlusses ist eine Kommission 
zur Beratung betriebsorganisatorischer 
Verbesserungen im Bankbetriebe eingesetzt 
worden, die als eine ihrer ersten Aufgaben die Verein- 
fachung der Effektenlieferung unter tunlichst 
weitgehender Ersetzung der effektiven Uebergabe durch 
einen interurbanen Ueberweisungs- bzw. Clearingverkehr 
erkannt hat. Die Lösung dieser Frage ist durch die auf 
unseren Antrag im Wege einer Verordnung vom 21. No- 
vember 1923 erfolge Aenderung der Bestim- 
mungen des Bankdepotgesetzes über die 
Verpflichtung des Einkaufskommissio- 
närs zur VUebersendung eines Stückever- 
zeichnisses beträchtlich erleichtert worden. Auf 
Grund dieser Verordnung ist auf der einen Seite der 
Schutz des Kommittenten gegen Einbußen im Konkurse des 
Kommissionärs in Vergleich zum bisherigen Rechtszustand 
durch Gewährung eines Konkursvorrechts wesentlich 
verbessert, auf der anderen Seite der Kommissionär 
durch Beschränkung der Verpflichtung zur Nummernauf- 
gabe auf den Fall besonderer Aufforderung von einer unter 
den heutigen Verhältnissen nur noch mit unverhältnis- 
mäßisem Arbeitsaufwand durchlührbaren Formalverpflich- 
tung befreit worden. Eine begrüßenswerte Erleichterung 
bildet auch die in der Verordnung ausgesprochene Gleich- 
stellung der unverzinslichen Abschnitte der wertbestän- 
digen Anleihen des Reichs mit Banknoten und Papiergeld, 
für deren Aufbewahrung die besonderen Bestimmungen des 
Depotgeseizes nicht in Betracht kommen; wir haben, im 
Interesse der Erleichterung des Zahlungsverkehrs mit der- 
artigen Anleihestücken, beantragt, diese Gleichstellung mit 
dem Papiergelde auch auf die Bestimmungen über den 
Schutz des gu:gläubigen Erwerbs von Nichtberechtigten 
sowie über das Aufgebotsverfahren auszudehnen, 


Wenn unter dem Gesichtspunkt einer Verbesserung 
der Technik des Effektenverkehrs in den letzten Wochen 
auch einer Umstellung der Börsenkursnotierung auf Gold- 
mark oder Rentenmark das Wort geredet worden ist, so 
scheint es uns wichtig, daß neben den technischen und 
praktischen Gesichtspunkten, die zugunsten einer solchen 
Aenderung geltend gemacht worden sind, auch die rechts- 
grundsätzlichen und währungspolitischen Bedenken, die 
gegen eine amtliche Notierung der Börsenkurse in einer 
anderen, als der geselzlichen Währung des Reiches geltend 
zu machen sind, sowie die Abhängigkeit dieser Frage von 
der der Umstellung der Bilanzen auf Goldmark gebührende 
Beachtung finden. InkeinemFalleaber darfeine 
Regelung dieser Frage anders erfolgen, 
alseinheitlich füralle Börsen des Reichs, 
Sollte selbst eine auseinandergehende Handhabung bei den 
Börsen der einzelnen Länder mit dem Buchstaben des 
Börsengesetzes vereinbar sein, so würde sie doch zweifel- 
los gegen den Sinn und Zweck des Gesetzes verstoßen und 
darüber hinaus eine wichtige Errungenschaft auf dem Ge- 
biete der wirtschaftlichen Einigung des Reiches zer- 
stören. 

Die Gesetzgebung des Reichs auf dem Gebiete des 
Ausgleichsveriahrens und der Liqui- 
dationsentschädigung hat in diesem Jahre eine 
geradezu trostlos zu nennende Entwicklung genommen. 
Nachdem unter unendlichen Schwierigkeiten im Juni das 
Reichsentlastungsgesetz zustande gekommen war, durch 
welches das Reich sich von der ihm im Versailler Vertrage 
auferlegten Verpflichtung zur Entschädigung der deutschen 
Liquidationsgeschädigten im wesentlichen befreite und 
andererseits die Rechte sowohl der Vorkriegsgläubiger als 
auch der Vorkriegsschuldner, die ihnen das ursprüngliche 


Ausgleichsgesetz dem Reiche gegenüber eingeräumt hatte, 
den schärfsten Beschränkungen unterzog, glaubte die Re- 
gierung aus dem Ermächtigungsgesetz vom 13. Oktober 1923 
die Befugnis für sich herleiten zu können, im Wege einsei- 
tiger Verordnung, ohne Anhörung der beteiligten Wirt- 
schaftsverbände das kaum erlassene Gesetz neuen Aende- 
rungen zu unterziehen, die einen weiteren Schritt auf dem 
Wege der Entlastung des Reichsetats durch Aufhebung be- 
stehender Verpflichtungen gegenüber denjenigen Erwerbs- 
kreisen bedeuten, die vor dem Kriege, im Vertrauen auf den 
Schutz des Reiches und zur Förderung der deutschen Wirt- 
schaft, Verbindungen mit dem Ausland unterhalten haben. 
Wir haben in einer gemeinsam mit den anderen Spitzenver- 
bänden der Wirtschaft an den Reichstag gerichteten Ein- 
gabe die Aufhebung dieser Verordnungen gefordert, in 
deren Erlassung wir eine Ueberschreitung der der Regierung 
durch das Ermächtigungsgesetz anvertrauten Befugnisse er- 
blicken. Wir erkennen durchaus an, daß die Regierung in 
einer Zeit wie dieser, einer Vereinfachung des gesetz- 
geberischen Apparats bedarf, um den Staatsnotwendigkeiten 
gerecht zu werden; diese Befugnis darf jedoch nicht, wie 
es im vorliegenden Falle geschehen, zu dem Zwecke ver- 
wendet werden, um die behördlichen Organe von der unbe- 
quemen Kontrolle eines aus den Kreisen der Wirtschaft 
gebildeten Beirats zu befreien und noch weniger darf sie 
zur einseitigen Aufhebung vermögensrechtlicher Verbind- 
lichkeiten des Reiches mißbraucht werden. Die Schädigung, 
welche das Reich bei diesem Verfahren seinem Kredit und 
Ansehen zufügt, sind nicht abzusehen, und leider ist dieser 
Gesichtspunkt bei der Behandlung des vorliegenden Gegen- 
stands von den zuständigen Stellen stets und namentlich bei 
dem letzterwähnten Anlaß viel zu leicht genommen worden. 
Wir betrachten die Verordnungen vom 
28. Oktober 1923, solange der Reichstag 
über den Protestder Wirtschaftsverbände 
nicht entschieden hat, noch nichtals end- 
gültig. Wenn wir gleichwohl uns dem Wiederaufbau- 
ministerium gegenüber auf dessen dringendes Ersuchen be- 
reit erklärt haben, unseren Mitgliedern eine Mitwirkung bei 
der Durchführung des Effektenliquidationsentschädigungs- 
verfahrens nach Maßgabe der Verordnung vom 28. Ok- 
tober 1923 zu empfehlen, so haben wir uns hierzu nur gegen 
die uns gegenüber ausdrücklich abgegebene Erklärung des 
Ministeriums verstanden, daß durch diese Mitwirkung den 
in unserer erwähnten Eingabe gestellten Forderungen, ins- 
besondere bezüglich der Wiederherstellung der den Betei- 
listen entzogenen Rechte auf dem Gebiete des Ausgleichs- 
gesetzes in keiner Richtung vorgegriffen werden solle. 


In unserm letztjährigen Geschäftsbericht hatten wir 
mitgeteilt, daß sich unser Sonderausschuß für 
Hypothekenbankwesen in dem Geschäftsjahre 
1922 vornehmlich mit den Fragen zu beschäftigen hatte, die 
sich für die Realkreditinstitute aus der fortschreitenden 
Geldentwertung ergaben. Das sleiche gilt für das Be- 
richtsjahr 1923, in dem die Entwertung der Papiermark fast 
bis zum Währungsverfall geführt hat. Daß die Zersetzungs- 
erscheinungen der deutschen Währung für die Hypotheken- 
banken, die auf den langfristigen Kredit eingestellt sind, 
von besonderer Bedeutung sein müssen, liegt auf der Hand. 
Trotzdem ist es ihnen möglich gewesen, auch in diesem 
Jahre ihren Aufgaben auf dem Gebiete des Immobiliar- 
kredites nachzukommen. Allerdings haben sie ihre Be- 
leihungstätiskeit im Verlaufe des Jahres $rößtenteils auf 
eine wertbeständige Basis umgestellt. Schon im ver- 
gangenen Jahre hatten die Hypothekenbanken erkennen 
müssen, daß die Beleihung von Grundstücken in der bisher 
üblichen Art, also in Grundpfandrechten, die auf einen be- 
stimmten Geldbetrag in Paniermark lauten, wegen der Ent- 
wicklung der Währungsverhältnisse immer mehr steigenden 
Schwierigkeiten begegnete. Dem Geldgeber konnte die Ge- 
währung fester Markkredite nicht mehr zugemutet werden, 
weil er befürchten mußte, daß ein weiteres Sinken des 
Markwertes die Entwertung seiner Forderung, eine Besse- 
rung die Schmäleruns ihrer Sicherheit zur Folge haben 
würde. Aber auch für den Geldnehmer, den Eigentümer 
des belasteten Grundstücks, war die Aufnahme eines 


Papiermarkkredites mit der Gefahr verbunden, daß die bei 
ihrer Begründung aus dem Grundstückswert gedeckte 
Schuld infolge einer Steigerung des Markwertes den Grund- 
stückswert überschreiten und für ihn unerschwinglich wer- 
den könnte, Nachdem die in unserm Verbande vereinigten 
Hypothekenbanken sich übereinstimmend dahin ausge- 
sprochen hatten, daß auch ihnen gleich anderen Instituten 
die Möglichkeit verschafft werden müsse, wertbeständige 
Obligationen auf der Grundlage von wertbeständigen 
Hypotheken auszugeben, hat der Sonderausschuß bei den 
zuständigen Behörden die erforderlichen Schritte zum Er- 
laß eines dahingehenden Gesetzes getan. Eine Aenderung 
der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen, nicht nur des 
Hypothekenbankgesetzes, sondern auch des Bürgerlichen 
Gesetzbuches und der Zivilorozeßordnung war erforderlich, 
da die Verkehrshypothek des Bürgerlichen Gesetzbuches 


bisher nur für eine „bestimmte Geldsumme” ein- 
getragen werden konnte, nicht für eine Forderung, 
deren Papiermarkwert sich nach dem jeweiligen 
Preise einer bestimmten Menge gewisser nach der 
Erfahrung wertbeständiger Güter richtet. Die Wirt- 
schaft hatte sich allerdings vorher teilweise da- 


durch zu helfen gesucht, daß sie für derart wertbeständige 
Forderungen Reallasten eintragen ließ; doch konnte dies 
nur als ein unzureichender Notbehelf angesehen werden. Da 
die Wünsche der Landwirtschaft und der sonstigen Grund- 
stückseigentümer dem Bestreben der Hypothekenbanken 
entgegen kamen, wurde auf Antrag der Reichsregierung das 
Gesetz über wertbeständige Hypotheken 
vom 23. Juni 1923 (RGBl. S. 407) erlassen, Außer den er- 
forderlichen Aenderungen des Bürgerlichen Gesetzbuches 
und der Zivilprozeßordnung trifft das Gesetz in seinem 
zweiten Teil besondere Bestimmungen über die Ausgabe 
von wertbeständigen Hypothekenpflandbriefen durch Hypo- 
thekenbanken. Hierbei werden im Einklang mit dem Hypo- 
thekenbankgesetz insbesondere Anordnungen darüber ge- 
geben, in welcher Weise die von den Hypothekenbanken 
ausgegebenen wertbeständigen Obligationen durch wertbe- 
ständige Hypotheken gedeckt sein müssen. Von diesem 
Gesetz haben die Hypothekenbanken in der zweiten Hälfte 
des Berichtsjahres in steigendem Maße Gebrauch gemacht. 


Auf Anregung des Sonderausschusses haben die ge- 
setzgebenden Körperschaften ferner unter dem 14. Juli 1923 
ein Gesetz erlassen, durch das einzelne Bestimmungen des 
Hypothekenbankgesetzes, die sich als unzeitgemäß erwiesen 
hatten, geändert, insbesondere die Umlaufsgrenzen für 
Pfandbriefe und Kommunalobligationen erhöht worden 
sind. Wir hatten bereits in unserm letztjährigen Geschäfts- 
bericht darauf hingewiesen, daß die bisherige Höchstgrenze 
für die Ausgabe von Pfandbriefen ($ 7 HGB.) infolge der 
Entwicklung der Währungsverhältnisse zu eng geworden 
sei und daß auch einige andere Bestimmungen des Hypo- 
thekenbankgesetzes, auf die Verhältnisse der Vorkriegszeit 
zugeschnitten, den derzeitigen Bedürfnissen nicht melır 
entsprächen. Dem damals geäußerten Wunsch, diese Vor- 
schrifien des Hypothekenbankgeselzes einer Aenderung zu 
unterziehen, ist durch das erwähnte Gesetz zum Teil Rech- 
nung getragen. Doch hat man in Uebereinstimmung mit der 
Ansicht der Hypothekenbanken davon Abstand genommen, 
grundlegende Bestimmungen des Hypothekenbankgesetzes 
zu ändern. Für die wertbeständigen Pfandbriefe 
und Kommunalobligationen der Hypothekenbanken ist auf 
Grund des Gesetzes vom 23. Juni 1923 durch die Ver- 
ordnung vom 30. September 1923 (RGBl. S. 926) eine be- 
sondere Umlaufsgrenze eingeführt worden, die aber, da sie 
auf Papiermark abgestellt war, infolge der weiteren Geld- 
entwertung durch Beschluß des Reichsrates vom 7. De- 
zember 1923 erhöht werden mußte. Es besteht die Absicht, 
diese Umlaufsgrenze von dem Stande der Papiermark un- 
abhängig zu machen und sie dem jeweiligen Stande der 
Goldmark anzupassen. 


Mit besonderem Interesse hat der Sonderausschuß die 
im Laufe des Berichtsjahres immer stärker hervortretenden 
Bestrebungen verfolgt, dem Gläubiger einer Forderung, die 
zur Zeit einer besseren Währung begründet worden ist, 
einen Ausgleich dafür zu verschaffen, daß ihm der Nominal- 


betrag der Forderung in entwerteter Papiermark zurück- 
erstattet wird. Diese Fragen, die gewöhnlich unter dem 
Schlagwort „Aufwertung zusammengefaßt werden, haben 
bekanntlich in jüngster Zeit auch das Reichsgericht be- 
schäftigt, das, nach dem Vorgange einer Reihe von Ober- 
landesgerichten, am 28. November 1923 dahin entschieden 
hat, es könne dem Gläubiger einer Vorkriegshypothek nicht 
zugemutet werden, die Rückzahlung in dem minderwertig 
gewordenen deutschen Papiergelde zum Nominalbetrage 
anzunehmen, die Höhe der Aufwertung aber von den Um- 
ständen des einzelnen Falles abhängig gemacht hat, Das 
Urteil des Reichsgerichts bedeutet keine endgültige Lösung 
der Aufwertungsfrage, geschweige denn die Bestimmung 
eines allgemein gültigen Aufwertungsmaßstabes, es zeigt 
nur den Weg, auf dem nach Ansicht des höchsten Ge- 
richtshofes eine Lösung zu suchen ist. Ob es möglich und 
zuträglich sein wird, den Ausgleich zwischen den wider- 
streitenden Interessen der Vertragsparteien. den das 
Reichsgericht anstrebt, in allen den ungezählten Fällen, 
in denen eine Aufwertung mit Recht oder Unrecht verlangt 
wird, im Prozeßwege zu finden, ist allerdings höchst frag- 
lich. Es scheint deshalb die Reichsregierung auf dem 
richtigen Wege zu sein, wenn sie eine gesetzliche Regelung 
dieser Frage vorbereitet. Soweit die Hypothekenbanken 
an diesen Fragen beteiligt sind, wird deren Regelung jeden- 
falls nur einheitlich für die noch im Umlauf befindlichen 
alten Pfandbriefe und die für sie als Deckung dienenden 
Hypotheken erfolgen können. 

Das Bestreben des Sonderausschusses, bei den maß- 
geblichen Behörden dahin zu wirken, daß die Hypotheken- 
banken während der für sie besonders schwierigen Ueber- 
gangszeit zu stabilen Währungs- und Wirtschaftsverhält- 
tissen Erleichterungen hinsichtlich der Steuerzahlungen er- 
halten, ist bei den gesetzgebenden Körperschaften des 
Reiches und den maßgeblichen Behörden der Reichs- 
regierung durchaus auf Verständnis gestoßen. 


Die Mitgliederzahl unseres Verbands 
hat im Berichtsjahre eine erfreuliche Zunahme erfahren, 
ungeachtet des Umstandes, daß wir angesichts der 
großen Zahl der Neugründungen von Banken und Bank- 
firmen uns bei der Aufnahme neuer Firmen stets einer be- 
sonders sorgfältigen Prüfung befleißigt haben, damit, wie 
bisher, aus der Zugehörigkeit einer Firma zu unserem Ver- 
bande von Berufsgenossen und Außenstehenden die Ver- 
mutung der geschäftlichen Zuverlässigkeit und Respek- 
tabilität hergeleitet werden kann. 


Einen schweren Verlust erlitt unser Verband in diesem 
Jahre durch das erfolgte Ableben seines langjährigen Vor- 
standsmitgliedes, des Hern Kommerzienra ts 
Albert Stäckel, i. Fa. E. J. Meyer, Berlin. Der Ver- 
ewigte hat sich um unsern Verband und um unsern Beruf 
die allergrößten Verdienste erworben, insbesondere auf 
dem Gebiete, dessen Pflege uns vor allem am Herzen liegen 
muß, der Wahrung des Ansehens und der Standesehre des 
Bankiers. Auch nachdem ihm eine schwere Krankheit der 
Möglichkeit einer tätigen Mitwirkung an unseren Verbands- 
arbeiten beraubt hatte, brachte er der Entwicklung unserer 
Organisation, die er in früheren Jahren, ungeachtet der 
vielfachen Inanspruchnahme seiner unerschöpflich scheinen- 
den Arbeitskraft so überaus erfolgreich gefördert hatte, 
ein warmes und weitreichendes Interesse entgegen. Wir 
werden das Andenken dieses seltenen Mannes und uner- 
setzlichen Freundes stets in hohen Ehren halten. 


Anlage! 


Die Abgeordneten Bruhn und Genossen haben 
unter dem 13, November 1923 an die Reichsregierung die 
nachfolgende Anfrage gerichtet: 


„Sind der Reichsregierung die Mißstände be- 
kannt, die sich aus dem neuerlichen Geschäftsgeba- 
ren der Großbanken ergeben haben, durch die die 
Ueberweisung von Geldbeträgen fast zur Unmöglich- 
keit gemacht wird, der Erwerb und die Verwertung 
wertbeständiger Anlagen mit ungeheuerlichen 
Spesen belastet und durch die Zerstörung der Kredit- 
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möglichkeiten das Wirtschaitsleben 
wird? 

Gedenkt sie gegen die sich solcherart äußernde 
willkürliche Ausnutzung der Macht der Banken ein- 


zuschreiten? — Und wie?” 


gedrosselt 


Wenngleich Form und Ton der Fragestellung befürch- 
ten läßt, daß es den Fragestellern weniger auf Erlangung 
sachlicher Aufklärung über die für die Konditionenpolitik 
der Banken maßgebend gewesenen Gründe ankommt, als 
auf eine Ausbeutung der im Publikum entstandenen Miß- 
stimmung zu parteipolitischen Zwecken, so soll doch auch 
dieser Anlaß benutzt werden, um klarzustellen, daß es sich 
bei den so viel und so heftig angegriffenen Konditionenfest- 
setzungen der Banken lediglich um Notstands- 
maßnahmen handelt, welche die Banken 
gegen ihren eigenen Willen unter dem 
Druck der Währungsentwicklung zu tref- 
fen gezwungen waren. Die obige Anfrage ist 
ein Schulbeispiel dafür, wie wenig selbst in verantwort- 
lichen Kreisen der deutschen Oeffentlichkeit Verständnis 
für die großen wirtschaftlichen Zusammenhänge vorhanden 
ist, innerhalb deren die kritisierten Maßnahmen der Banken 
lediglich eine Teilerscheinung bilden. 


Vorweg sei bemerkt, daß die Mac htposition, 
deren willkürliche Ausnutzung die Anfrage den Groß- 
banken zur Last legt, in Wahrheit garnicht vor- 
handen ist. Die Großbanken besitzen weder ein ge- 
setzliches noch ein tatsächliches Monopol für die Aus- 
übung der Geschäfte des Kredit- und Zahlungsverkehrs, 
Neben den Großbanken sind in diesen Geschäftszweigen 
nicht nur eine große Anzahl privater Banken und Bank- 
firmen tätig, von denen nur ein Teil zu Konditionsverein- 
barungen mit den Großbanken zusammenseschlossen ist, 
sondern auch städtische und landwirtschaftliche Genossen- 
schaftsbanken, bankmäßis betriebene Sparkassen, Giro- 
zentralen, Kommunalbanken und andere öffentlich-recht- 
liche Bankinstitute. Neue Banksründungen erfolgen nahezu 
täglich, da die im $ 10 des Kapitalfluchtgesetzes vorge- 
sehenen Beschränkungen der Befugnis zum Betriebe von 
Depot- und Depositengeschäften infolge der Zulässigkeit 
der Errichtung neuer Privatbankfirmen durch bisherige 
Bankangestellte und der späteren Umwandlung solcher 
Firmen in Aktienbanken sowie ferner infolge der Möglich- 
keit des sogenannten Mantelkaufs durch neue Bankgrün- 
dungen den größten Teil ihrer praktischen Bedeutung ver- 
loren haben. Wenn trotz dieser weitgehenden und mannig- 
fachen Konkurrenz die in der Anfrage beklagten Be- 
dingungen auch außerhalb des Kreises der Großbanken im 
allgemeinen Geltung haben, so beweist schon dieser Um- 
stand, daß es unter Verhältnissen, wie den bis zur Ein- 
führung einer gesunden Währung in Deutschland bestehen- 
den, für jeden Bankbetrieb, ohne Rücksicht auf die Unter- 
nehmungsform, die Kartellzugehörigkeit und die mehr oder 
weniger verschiedenen Prinzivien der allgemeinen Ge- 
schäftspolitik der einzelnen Unternehmungen, notwendig 
ist, den Kreditverkehr und den Zahlungsverkehr mit Un- 
kosten zu belasten, welche dem in Papiermark denkenden 
Kritiker ungeheuerlich erscheinen mögen, während tatsäch- 
lich der Zweck aller dieser Maßnahmen nur ist, die 
Bank vor einem völligen Verlust der 
Substanz ihres Vermögens zu schützen 
und sie vor einem Versinken in der Flut 
ihrer Unkosten zubewahren. 


Alle Klagen über die Geschäftsbedingungen der Ban- 
ken laufen in letzter Linie auf den Wunsch der Kunden 
hinaus, die aus der Geldentwertung sich ergebenden Nach- 
teile auf die Bank abzuwälzen, vielfach sogar kommt in 
diesen Klagen der schlecht verhüllte Unwille darüber zum 
Ausdruck, daß es den Kunden nicht, wie bisher, ermöglicht 
wird, zu Lasten und zum Schaden der Bank als Kredit- 
nehmer aus der Geldentwertung Vorteil zu ziehen. Der 
Unmut über entgangene Inflationsgewinne mag bei den be- 
teiligten gewerblichen Kreisen eine subjektiv verständliche 
Mißstimmung gegen die Banken auslösen; weniger verständ- 
lich erscheint es indessen, daß politische Kreise, von denen 


diese Inflationsgewinne sonst mit Recht als schwere öffent- 
liche Schäden bekämpft werden, sich hier, zweifellos ohne 
es zu wollen und lediglich in Unkenntnis der bestehenden 
Zusammenhänge, zu Sprechern und Verteidigern der- 
artiger wirtschaftlich nicht berechtiger Interessen machen. 


Wesentlich mit Hilfe des Bankgewer- 
besist Deutschlands Industrie und Han- 
del unmittelbar nach dem Kriege in der 
Lage gewesen, seine Substanznichtallein 
zu erhalten, sondern in beträchtlichem 
Maße zu vermehren, Insbesondere die Industrie ist 
nach dem Kriege verhältnismäßig schnell dazu über- 
gegangen, sich ganz auf Sachwerte einzustellen, in der Er- 
kenntnis, daß es wirtschaftlich viel richtiger ist, möglichst 
hohe Bankschulden zu haben und aus der Markentwertung 
entsprechenden Nutzen zu ziehen. als große Bankguthaben 
zu unterhalten. Der Industrie soll aus dieser ihrer Ge- 
schäftspolitik keineswegs ein Vorwurf gemacht werden, sie 
hat vielleicht sogar dazu beigetragen, die Wirtschaft vor 
krisenhaften Zuständen in einer Zeit zu bewahren, in 
welcher solche unter den unmittelbaren Nachwirkungen des 
Krieges und der Revolution noch weit verhängnisvoller, als 
heute, sich ausgewirkt hätten; für das Bankgewerbe wurde 
es jedoch von dem Augenblicke an, als die Markentwertung, 
insbesondere im Zusammenhang mit dem Ruhreinbruch und 
den dagegen eingeleiteten Abwehrmaßnahmen, ein immer 
rasenderes Tempo einschlug, zur absoluten Unmöglichkeit, 
ohne wirtschaftlichen Selbstmord zu begehen, die Kredit- 
bedürfnisse der industriellen Kundschaft zu Bedingungen 
zu befriedigen, die den Anforderungen der durch die bis- 
herige Behandlung verwöhnten Kreditnehmer auch nur 


annähernd entsprachen. Die Furcht weiter Kreise 
der Bevölkerung vor der Geldentwertung führte zu 
einem unaufhaltsamen Abgang an Depositen und 


fremden Geldern, so daß immer mehr eigenes Kapital 
der Banken in die Debitoren hineingesteckt werden 
mußte. Der Wunsch, der Kundschaft in erhöhtem Maße 
Mittel zur Verfügung stellen zu können, hat in den 
letzten Jahren viele Banken zu Kapitalerhöhungen ver- 
anlaßt; die hierdurch den Banken neu hinzugeflossenen 
Mittel sind ihnen, soweit sie in das Mark-Kredit- 
geschäft hineingesteckt wurden, fast restlos verloren- 
gegangen. Wer auch nur einiges Verständnis dafür besitzt. 
daß es gerade vom Standpunkt einer auf Erhaltung der 
nationalen Kräfte der deutschen Wirtschaft bedachten 
Politik aufs dringendste geboten war, den Bankbetrieb in 
Deutschland in den Händen deutscher Institute zu belassen, 
die ihre Arbeitskraft, ihre Mittel und ihren Kredit stets 
rückhaltlos dem Reiche zur Verfüsung gestellt haben, der 
darf den deutschen Banken unmöglich zumuten, daß sie aus 
Scheu vor einer vielfach durch Interessenten irregeleiteten 
und mißbrauchten öffentlichen Meinung an einer zur 
Selbstvernichtung führenden Kreditpolitik festhielten. 
Unter diesem Gesichtspunkt erscheint es verständlich, daß 
die Banken nicht nur bei Vereinbarungen über Kredit- 
einräumungen sich in weitgehendem Maße gegen die Nach- 
teile der Geldentwertung zu sichern bestrebt waren, son- 
dern vor allem auch gegen eigenmächtige Kontoüber- 
ziehungen, aus denen ihnen die allergrößten Verluste droh- 
ten, durch Valorisations- und Zinsfestsetzungen Schutz 
suchten, deren Zweck es nicht war, aus 
solchen „Kreditentnahmen” Gewinne zu 
erzielen, sondern sie schlechterdings zu 
verhindern! Dieses Verhalten der Banken ist nicht 
anders zu bewerten, als das des Reichs, welches sich gegen- 
wärtig gegen die Gefahr des Kreditmißbrauchs durch säu- 
mige Steuerzahlung ebenfalls im Wege rigoroser Auf- 
wertungsvorschriften in Verbindung mit sonstigen Rechts- 
nachteilen zu schützen sucht. In dem Maße, in welchem 
den Banken die Möglichkeit gegeben sein wird, wiederum in 
einer wertbeständigen Währung oder Zwischenwährung 
Kredite zu gewähren, wird die Wirtschaft auch wiederum 
normale Kreditbedinsungen zugebilligt erhalten. Es verrät 
ein hohes Maß von Weltfremdheit, wenn die Herren Frage- 
steller bei den Banken den Willen zur „Drosselung der 
Kreditmöglichkeiten des Wirtschaftslebens’ voraussetzen, 
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wo es doch gerade den geschäftlichen Interessen der 
Banken am meisten entspricht, durch eine möglichst weit- 
gehende Befriedigung der Kreditbedürfnisse der Wirtschaft 
für sich selbst diejenigen geschäftlichen Erträgnisse zu er- 
zielen, auf welche die bankgewerblichen Unternehmungen 
nach ihrer Zweckbestimmung und ihren Einrichtungen in 
erster Linie angewiesen sind. In früheren Zeiten haben die 
Kritiker der deutschen Banken und der deutschen Banken- 
organisation an der Geschäftspolitik der Banken in erster 
Linie eine zu große Weitherzigkeit in der Gewährung indu- 
strieller Kredite auszusetzen gehabt, und insbesondere die 
Bankenquöte von 1908 und 1909 sollte dem Zwecke der 
Vorbereitung gesetzlicher und administrativer Maßnahmen 
dienen, durch die im Interesse der Liquidität der Banken 
und der Volkswirtschaft der Einräumung industrieller Kre- 
dite engere Grenzen gezogen würden. Wenn den deutschen 
Banken, deren Leitung noch heute zum großen Teil in den 
Händen der gleichen Persönlichkeiten, wie damals, liegt, 
heute der umgekehrte Vorwurf einer systematischen und 
böswilligen Kreditabdrosselung gemacht wird, so zeugt dies 
von einem überaus geringen Verständnis für die auf wirt- 
schaftlichem und valutarischem Gebiet liegenden Ursachen, 
welche zu einer Einschränkung der Kreditmöglichkeiten für 
Industrie und Handel im heutigen Deutschland geführt 
haken. Der Vorwurf einer Abdrosselung der Kreditmög- 
lichkeiten der Wirtschaft durch die Banken steht ungefähr 
auf der gleichen Höhe, wie etwa die Beschuldigung, daß die 
Reichseisenbahnverwaltung, wenn sie im Personen- und 
Frachtenverkehr die durch die Entwicklung der Verhält- 
nisse gebotenen Einschränkungen und Preiserhöhungen ein- 
treten läßt, den Beförderungsverkehr für Personen und 
Güter abdrossele! 

Die Oeffentlichkeit und auch die poli- 
tischen Kreise müssen sich an den Ge- 
danken gewöhnen, daß die Banken und 
Bankfirmen keine Wohltätigkeitsinsti- 
tute, sondern Erwerbsunternehmungen 
sind. In dieser letzteren Eigenschaft besteht für sie nur 
die Wahl, entweder am Einzelgeschäft zu verdienen und 
Geschäfte ohne angemessene Verdienstmöglichkeit oder gar 
solche, welche mit Substanzverlusten verbunden sind, abzu- 
stoßen, oder für den aus der weiteren Vornahme solcher 
Geschäfte entstehenden Ausfall Ersatz in um so höheren 
Gewinnen zu suchen, die unter den heutigen Verhältnissen 
nur durch Geschäfte von stark spekulativem 
Charakter zu erzielen sein würden. Wenn die deut- 
schen Banken es ablehnen, diesen letzteren Weg zu wählen, 
wenn sie insbesondere auch darauf verzichten, nach dem 
von Banken anderer Länder gegebenen Vorbild im 
Warengroßhandel oder in anderen kaufmännischen Er- 
werbszweigen als Mitbewerber ihrer Kunden aufzutreten, 
so sollte die Beibehaltung dieser soliden Geschäftsprin- 
zipien sowohl aus Gründen des öffentlichen Interesses als 
auch desjenigen von Handel und Industrie und der son- 
stigen Bankkundschaft Anerkennung finden. 


Die vorstehenden allgemeinen Ausführungen führen 
auch zu einer richtigen Bewertung des in der Anfrage 
gegen die Banken erhobenen weiteren Vorwurfs, sie hätten 
durch ihr Geschäftsgebaren die Ueberweisung von Geld- 
beträgen fast bis zur Unmöglichkeit gemacht. Den Herren 
Fragestellern ist anscheinend weder bekannt, daß bei einer 
im Verlauf weniger Tage sich vollziehenden Entwertung des 
Geldes auf die Hälfte oder einen noch geringeren Teil des 
ursprünglichen Werts, wie wir sie im Laufe dieses Jahres 
verschiedentlich erleben mußten, der Ueberweisungsver- 
kehr schon in sich zur Unmöslichkeit wird, ganz abgesehen 
von der Höhe etwaiger Bankprovisionen, noch auch 
scheinen sich die Herren Fragesteller eine Vorstellung 
darüber gemacht zu haben, mit welchen Unkosten durch 
die Steigerung der Materialpreise auf der einen, der Ange- 
stelltengehälter auf der anderen Seite jede einzelne Zah- 
lung im bankmäßigen Ueberweisungsverkehr belastet ist. 
Vor dem Kriege war es im allgemeinen nicht üblich, Klein- 
beträge unter 100 Goldmark im Wege bankmäßiger Ueber- 
weisung zu zahlen, und es ist damals oft genug von den 
für die Ausbreitung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs 
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tätigen Stellen darauf hingewiesen worden, daß die Be- 
nutzung der Einrichtungen dieses Verkehrs zur Vornahme 
von Zwergzahlungen wirtschaftlich keineswegs zweckmäßig 
sei. In den Kreisen des Mittelstandes, aber auch bei 
manchen gewerbetreibenden und behördlichen Stellen ist 
erst verhältnismäßig spät das richtige Verständnis für das 

ißverhältnis zwischen dem hohen Papiermarknennbetrag 
und dem niedrigen tatsächlichen Wert einer auf bargeld- 
osem Wege angeordneten Zahlung wach geworden; es ist 
die Ueberweisung von Beträgen, deren Goldwert sich auf 
Pfennige oder auf Bruchteile von Pfennigen belief, über 
sankkonto angeordnet worden, und wenn die Bank sich 
für eine derartige Mühewaltung eine Gebühr ausbedang, die 
in Papiermark im Verhältnis zur Höhe des überwiesenen 
etrages enorm erschien, in Wahrheit jedoch nicht entfernt 
zur Deckung der mit der Ausführung des Auftrags verbun- 
denen Spesen ausreichte, so erhoben sich Klagen über die 
„Sabotierung“ des bargeldlosen Zahlungsverkehrs durch 
ie Banken und über deren geringe Rücksichtnahme auf die 
wirtschaftlichen Belange des Mittelstandes' Auf der am 
18, Oktober 1923 staltgehabten Ausschußsitzung des 
Centralverbands des Deutschen Bank- und Bankiergewerbes 
ist von berufener Seite festgestellt worden, daß im Ueber- 
weisungs-, Zahlungs-, Scheck- und Kassageschält der 
deutschen Banken 60 bis 90 pCt. aller Geschäfte unterhalb 
der Rentabilitätsgrenze liegen und daß für diese Geschäfts- 
zweige mindestens ?/ı bis % der Bankangestellten beschäf- 
tigt werden, Es kann den Banken nicht verdacht, vielmehr 
muß es geradezu als eine Pflicht derselben angesehen wer- 
den, den in diesen Verhältnissen begründeten Leerlauf ihrer 


Betriebe so schnell und so durchgreifend als möglich ab- 
zustellen. 


In diesem Zusammenhang mag noch kurz auf den in 
der vorliegenden Anfrage nicht ausdrücklich erwähnten, 
aber in der Oeffentlichkeit vielfach erhobenen Vorwurf 
eingegangen werden, daß die Banken durch Ablehnung 
einer Haftung für Geldentwertungsschäden bei versehent- 
licher Fehlleitung oder Verzögerung von Ueberweisungs- 
aufträgen sich eines Verstoßes gegen die ihnen obliegenden 
Aufsaben oder sogar gegen die guten Sitten schuldig 
machen. Es berührt eigenartig und ist kennzeichnend für 
die Sachlichkeit der Kritiker der Bankbedingungen, daß 
ein ähnlicher Vorwurf niemals gegen die 
Post- und Telegraphenverwaltung er- 
hoben worden ist, welche sich die gleiche Verant- 
wortungsfreiheit durch Gesetz in weitestgehendem Umfang 
für den Brief-, Telegranhen-, Postanweisungs-, Postscheck- 
und Ueberweisungsverkehr hat einräumen lassen; da es 
sich bei diesen Zweigen des Beförderungsverkehrs, anders 
als bei den Banken, um die tatsächliche Ausübung eines 
Monopols und einer darin begründeten Machtstellung han- 
delt, so wäre der Vorwurf des Sittenverstoßes, wenn er 
überhaupt eine Berechtisung gegenüber derartigen Haf- 
tungsablehnungen hätte, hier ungleich mehr am Platze, als 
gegenüber privaten Unternehmungen, die keinerlei Monoovol 
und keinerlei rechtliche Vorzugsstellungen genießen, und es 
würde der Vorwurf der sitienwidrisen Handlungsweise vor 
allem auch die sesetzgebenden Körperschaften treffen, 
welche derartige Bestimmungen für den Post-, Telegraphen- 
und Postscheckverkehr getroffen oder genehmigt haben. 
In Wahrheit würde sich die Postverwaltung nicht 
ohne Grund gegenüber derartigen Vorwürfen auf die 
finanzielle Untragbarkeit der rechtlichen Haftung für 
derartige im Massenverkehr unvermeidliche Versehen 
und Versäumnisse berufen können und mit Recht 
geltend machen, daß die Uebernahme derartiger Risiken 
nur im Wege einer außerordentlichen, für den Ver- 
kehr nicht erschwinglichen Gebührenerhöhung zu ermöß- 
lichen sei. Ganz genau das gleiche gilt jedoch auch für den 
bankmäßigen Zahlungs- und Ueberweisungsverkehr, solange 
im Hinblick auf den schwankenden Zustand der Währung 
Fehler und Versehen einzelner Angestellter ein Geldent- 
wertungsrisiko von nahezu unbegrenzter Tragweite in sich 
bergen; ia, für private Institute, deren etwaige Verluste 
nicht wie die der öffentlich-rechtlichen Beförderungs- 
betriebe auf die Gesamtheit der Steuerzahler abgewälzt 
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werden können, ist diese Gefahr eine besonders große, und 
die Verpflichtung, sich hiergegen zu schützen, besteht für 
sie auch im Interesse der Sicherheit ihrer Einleger und 
sonstigen Gläubiger. 

Unverständlich ist uns der in der Anirage er- 
hobene Vorwurf, daß die Banken den Erwerb und die Ver- 
wertung wertbeständiger Anlagen mit ungeheuerlichen 
Spesen belasten. Die Effektenumsatzprovision für Dollar- 
schatzanweisungen und Reichsgoldanleihe ist von den 
Banken im Benehmen mit den zuständigen Reichsbehörden 
auf den unter den heutigen Verhältnissen niedrigen Satz 
von % pCt. herabgesetzt worden. Wenn für andere wert- 
beständige Anleihen höhere Provisionen als für auf Papier- 
mark lautende Schuldverschreibungen berechnet werden, 
so befinden sich die Banken hierbei in Uebereinstimmung 
mit dem Reichsfinanzministerium, welches für Geschäfte in 
wertbeständisen Schuldverschreibungen ebenfalls eine be- 
trächtlich höhere Börsenumsatzsteuer erhebt, als für solche 
in nicht wertbeständigen Schuldverschreibungen. 

Wir glauben uns bei vorliegendem Anlaß auf eine 
Stellungnahme zu den in der Anfrage der Herren 
geordneten Bruhn und Genossen berührten Punkte "be- 
schränken zu sollen und bemerken, daß wir den Snitzen- 
verbänden der Industrie, des Großhandels und des Einzel- 
handels auch über andere die Bankkonditionen betreffende 
Fragen auf deren Wunsch in ausführlichen Besprechungen 
eingehende Auskünfte erteilt haben. Wir seben zum Schluß 
der Ueberzeugung Ausdruck, daß nach Wiederherstellung 
einer wertbeständisen Währung, wozu gegenwärtig die An- 
fänge gemacht sind, die Wirtschaft ebensowenig wie in der 
Zeit vor Beginn des Währungssverfalls Veranlassung haben 
wird, über scharfe oder drückende Bankbedinsungen zu 
klagen, und daß man hei einem objektiven Rückblick aul 
die den gepenwärtigen Klagen zugrunde liegenden Vorgänge 
in diesen alsdann nichts anderes sehen wird, als ebenso un- 
erwünschte wie unvermeidliche Begleit- und Folgeerschei- 
nungen der deutschen Währunsszerrüttung. Die deut- 
schen Banken und Bankfirmen, die inihrer 
übergroßen Mehrzahl mehr als die Ange- 
hörigen irsendeines anderen Gewerbes 
durchden Niedergang der Reichswährung, 
für deren Stützung sie, wie der Regierung 
bekannt, fortdauernd schwerste Opfer 
gebracht haben, in Mitleidenschaft ge- 
zogen worden sind, müssen sich aufs ent- 
schiedenste dagegen verwahren, mit der 
Verantwortung für Maßnahmen belastet 
zu werden,dieihnendurchdieöffentliche 
a aufgenötigt worden 
sind. 


Amerikanische Bankprobleme. 
Von Dr. R. Arzet, Berlin. 
(Schluß.) 
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Mit der starken räumlichen Ausdehnung des Federal 
Reserve Systems, die, wie im ersten Teil dargelegt werden 
konnte, jetzt zu einem gewissen Abschluß gelangt ist, hat 
die innere Organisation und insbesondere die Technik 
der Kreditbefriedigung des Landes nicht immer Schritt 
halten können. Als die große Deflationskrisis der Nach- 
kriegszeit überstanden war und es sich darum handelte, 
das Wirtschaftsleben neu anzukurbeln, zeigte es sich, daß 
die Bestimmungen über die Handhabung des Verkehrs in 
Bankakzepten einer grundlegenden Neuregelung 
bedurften. Das Bankakzept hatte sich bis zu diesem Zeit- 
punkt so allgemein eingebürgert, daß man bedenkenlos an 
eine Lockerung der ihm in den Federal Reserve Bestim- 
mungen angelegten Fesseln gehen durfte. Im Frühjahr 
1922 wurde den Federal Reserve Banken eine größere 
Freiheit in der Behandlung und selbständigen Beurteilung 
der Akzepte zugestanden, In Zweifelsfällen sollte die 


endgültige Entscheidung über die Bonität des Akzeptes 
beim Federal Reserve Board liegen, womit man offenbar 
Auswüchse verhindern zu können glaubte. Gleichzeitig 
wurden örtliche Verschiedenheiten in der Behandlung des 
Akzeptes, die sich im Laufe der Jahre herausgebildet 
hatten, ausgeglichen. Es muß zugegeben werden, daß die 
liberale Einstellung des Board in der Akzept-Frage dem 
System viele neue Freunde, besonders unter den Farmern 
und Exporteuren, zugeführt und zu einer Erweiterung der 
Grundlagen des Federal Reserve Systems geführt hat, 
doch konnten die Erfolge in dieser Richtung nicht über 
die Gefahren hinwegtäuschen, die das System vorüber- 
gehend aus der Ausdehnung der Akzept-Praxis gestreift 
hat. Nicht nur kleine, sondern auch ganz bedeutende 
Nationalbanken, die sich gewiß nicht auf den Standpunkt 
der Unkenntnis stellen konnten, haben von diesem Kredit- 
instrument vielfach in einer verhängnisvollen Weise Ge- 
brauch gemacht. Der Revisionsausschuß des Board sah 
sich nach halbjähriger Erfahrung mit dem erleichterten 
Akzept-Verkehr veranlaßt, in einem längeren Bericht die 
Auswüchse des Akzept-Kredits zu brandmarken. Im be- 
sonderen ist darin der Abschnitt interessant, der sich mit 
der Methode der Finanzierung der letzten kubanischen 
Zuckerernte befaßt. Demnach ist die Zuckerkrisis dieses 
Landes zu einem großen Teil auf das Konto einer außer- 
ordentlich dilettantischen Kreditgebarung amerikanischer 
Banken zurückzuführen gewesen. Akzept-Kredite wur- 
den in diesem Zusammenhang nicht über natürliche Pro- 
duktions- und Verteilungsabschnitte gewährt, sondern oit 
über die ganze Produktionsperiode mit Prolongationen bis 
zur Ankunft des raffinierten Zuckers in New York. Dies 
führte zu spekulativen Positionen, die den Zuckermarkt 
zeitweilig stark erschütterten und natürlich auch die 
Liquidität der Banken erheblich beeinträchtigten. In 
vielen Fällen ist den Kreditnehmern schon im voraus eine 
mehrfache Prolongation- zugestanden worden, obwohl eine 
alsbaldige Umwandlung dieser Kredite in reguläre Bank- 
kredite ein Gebot solider Bankpraxis gewesen wäre. 
Auch im Baumwollgeschäft wurden ähnliche Gepflogen- 
heiten festgestellt. Von dem Recht der Kontrolltätigkeit 
hat deshalb das Board in der Folgezeit ausgiebig Gebrauch 
machen müssen, doch scheint sich im Lauf dieses Jahres 
der Akzept-Verkehr allmählich in normale Formen ein- 
gespielt zu haben. Allerdings sind die an ihn geknüpften 
Erwartungen hinsichtlich des Umfanges der Kredit- 
erleichterung nicht erfüllt worden. Die ganzen Jahre hin- 
durch hat sich die amerikanische Landwirtschaft 
vergeblich bemüht, einen größeren Anteil an den Bank- 
Fazilitäten des Federal Reserve Systems zu erlangen, Durch 
die heftigen wirtschaftlichen Erschütterungen der letzten 
Jahre ist der amerikanische Farmer in eine Notlage ver- 
setzt worden, die auch durch die allmähliche Besserung 
der Preisverhältnisse keine wesentliche Linderung er- 
fahren hat. Wenn man den Preisstand von 31 wichtigen 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen und das allgemeine 
Niveau der Großhandelspreise miteinander vergleicht, so 
zeigt es sich, daß im Jahre 1922 die Landwirtschaft mit 
Preisen rechnen mußte, die im Durchschnitt 20 pCt. 
niedriger waren als die Großhandelspreise. In Wirklich- 
keit lagen die Verhältnisse in der Landwirtschaft noch un- 
günstiger, da verschiedene Faktoren in dieser Preisgegen- 
überstellung nicht berücksichtigt sind. Eine Ausnahme 
machte im allgemeinen nur der „cotton growers"-Dollar, 
der ca. 30 pCt. höher stand als der Handels-Dollar. Es 
unterliegt keinem Zweifel, daß diese Entwicklung in der 

auptsache auf mangelnden Absatz der amerikanischen 
Produkte im Auslande zurückzuführen ist, und in diesem 
Zusammenhang gewinnen die Bemühungen der Farmer, 
mit Deutschland zu einem Lebensmittel-Kreditabkommen 
zu gelangen, eine besondere Bedeutung, In landwirt- 
schaftlichen Kreisen selbst wurde die Unterbewertung 
der landwirtschaftlichen Produkte in großem Maße auf die 
Unzulänglichkeit der Kreditgewährung zurückgeführt. 
Das Federal Reserve Board war den heftigsten Angriffen 
ausgesetzt, und der zunehmende politische Druck führte 
schließlich zur Entsendung eines Vertreters der Land- 


DI 


ee) 


wirtschaft in das an und für sich unpolitische Federal 
Reserve Board. Die Zuwahl eines Außenseiters hat in 
amerikanischen Bankkreisen außerordentliches Aufsehen 
erregt, und auch heute noch pflegt dieser Punkt bei jeder” 
wichtigeren Versammlung der führenden Bankleute auf 
der Tagesordnung zu stehen. Wenn man den Versuch 
unternimmt, die Kreditverhältnisse der Landwirtschaft zu 
analysieren, so kommt man zu dem Ergebnis, daß die 
Landwirtschaft mit langfristigen Krediten 
reichlich versorgt worden ist. Die Ausgestaltung des 
Federal Reserve Systems in der Richtung der Federal 
Land Banks hat viel dazu beigetragen, daß Farmer, f 
die sonst nicht an die Kreditquellen herankommen” 
konnten, jetzt ausreichend Kredite erhalten, und mit” 
der weiteren raschen Entwicklung des Federal 


Farm Loan Systems ist auch dem kleinsten ° 
und entferntesten Farmer die Möglichkeit geboten, 

seine langfristigen Kreditbedürfnisse zu befriedigen. 1 
Etwas ungünstiger ist die Lage hinsichtlich kurz-° 


fristiger Kredite für die laufenden Produktionsbedürf- ” 
nisse und die Weiterleitung der Ernteerzeugnisse. Hier ” 
ist es den Banken des Federal Reserve Systems nicht 
immer möglich gewesen, die Kreditsuchenden so in- 
dividuell zu behandeln, wie es in der Natur der Sache ge- ` 
legen hätte. Dem Einfluß des landwirtschaftlichen Ver- 7 
treters im Board ist es zuzuschreiben, daß trotz starker ” 
Bedenken im Frühjahr dieses Jahres zwei Gesetzesvor- | 
lagen zur Annahme gelangten, die den erwähnten Mängeln 
des Federal Reserve Systems abhelfen sollten. Es handelt 
sich um die nach ihren Befürwortern mit Capper und 4 
Anderson-Lenroot bezeichneten Gesetze. Das 
erstere bildet die Grundlage zur Errichtung 
Federal Agricultural Credit Banks mit 
einem Mindestkapital von 250000 Dollar hauptsäch- ° 
lich für „intermediate“ Kredite, d. h. solche für ° 
die Dauer von neun Monaten bis drei Jahren. 1 
Das Gesetz ermächtigt die Federal Reserve Banken, ° 
Akzepte der neugebildeten Landwirtschaftsbanken zu i 
rediskontieren. Im Bedarfsfalle sollen sogar besondere 
Korporationen zu diesem Zweck gebildet werden. Das | 
Anderson-Lenroot-Gesetz erweitert die Befug- 
nisse der bereits bestehenden Federal Land Banks und er- 
möglicht mit staatlicher Unterstützung den Ausbau be- 
sonderer Kredit-Abteilungen innerhalb 
Von dem Recht, zur Schaffung flüssiger Mittel Obliga- ` 
tionen bis zum zehnfachen Betrage des Nominal-Kapitals 
ausgeben zu können, ist in den letzten Monaten in aus- 
giebiger Weise Gebrauch gemacht worden. Man hätte 
zweifellos in der nach Kriegsschluß gegründeten War 
Finance Corporation einen brauchbaren Apparat zur Er- 
weiterung der Kreditbasis gehabt, anscheinend aber wollte 7 
man dieses Institut, dessen Geltungsdauer vorläufig nur 
bis zum 1. Februar 1924 verlängert worden ist, durch eine 
schwerwiegende Ausdehnung des Tätigkeitsbereichs 7 
seines provisorischen Charakters nicht entkleiden. Die 1 
materielle Interessenahme des Staates an den neuen 
Banken ist nicht kritiklos hingenommen worden, und 
man macht besonders dagegen geltend, daß damit eine 
gänzlich unberechtigte Belastung der Steuerzahler zu- 
gunsten einer besonderen Erwerbsgruppe verknüpft ist. 
Unabhängig von dieser mehr politischen Kontroverse zeigt 1 
die bisherige Entwicklung dieser neuen Institute jeden- 
falls, daß wichtige Bedürfnisse der Landwirtschaft ihre 
Gründung sachlich durchaus rechtfertigen. 


Im Rahmen dieses Aufsatzes muß noch einer Entwick- 
lungslinie gedacht werden, die für die Zukunft des ameri- 
kanischen Bankwesens von einiger Bedeutung sein dürfte. 
Während, wie in vorstehendem gezeigt wurde, die poli- 
tische Kraftentfaltung des Farmerstandes zu Neubildungen 
innerhalb des Federal Reserve Systems führte, kristalli- 
sieren sich in den letzten Jahren die finanziellen 
Interessen der ebenfalls zu größerem Selbstbewußt- 
sein erwachten Arbeiterklasse in besonderen Ar- 
beiterbanken heraus. Zunächst verdienten diese ° 
Institute als ziemlich rudimentäre Nachahmungen von 
Sparkassen mit politischem Hintergrund keine größere 
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Aufmerksamkeit, und die American Bankers Association 
hat in der ersten Zeit kein Hehl daraus gemacht, daß sie 
die Versuche bestimmter Arbeitergruppen, sich bei der 
Verwaltung ihrer Gelder kapitalistischer Grundsätze zu 
bedienen, nicht ernst zu nehmen geneigt war. Diese Auf- 
fassung mußte jedoch in dem Augenblick eine Berichti- 
gung erfahren, in dem solche Banken den Charakter einer 
Nationalbank erhielten und sogar zur Angliederung alter 
Banken schritten. Es verlohnt sich deshalb, kurz auf die 
Geschichte dieser Banken einzugehen. Die erste Ar- 
beiterbank wurde im Sommer 1919 unter dem Namen 
„Mount Vernon Savings Bank“ in Washington unter den 
Auspizien der Internationalen Vereinigung der Maschi- 
nisten mit einem Kapital von 300000 Dollar gegründet. 
Dieses Institut verfügt heute bereits über eigene Mittel 
im Betrage von mehr als 3 Millionen Dollar. Die erste 
Arbeiterbank, die sich über historische Bankgrundsätze 
hinwegzusetzen wagte, ist die bekannte Lokomotiviührer- 
bank in Cleveland, die heute über mehr als 20 Millionen 
Dollar eigene Mittel verfügt. Dieses Unternehmen hat 
einen harten Kampf mit den gesamten übrigen Banken 
von Cleveland — wo es domiziliert ist — ausgetochten 
und zweifellos den Ausgang zu seinen Gunsten entschie- 
den. In jüngster Zeit hat es, durch seine Erfolge ermutigt, 
ein maßgebendes Interesse an der Empire Trust Company 
in New York erworben. Diese Banken sind National- 
banken und stehen somit unter der Kontrolle der Regie- 
rung. Außer dieser Eisenbahnergewerkschaft haben im 
vergangenen Jahre die Vereinigten Textilarbeiter eine 
Bank aufgemacht, die lange Zeit von Gompers, dem 
Führer der Vereinigten Gewerkschaften, als bolsche- 
wistisches Institut bezeichnet worden ist. Auch dieses 
Unternehmen heimste große Erfolge ein und schreitet 
gegenwärtig zum Ausbau einer New Yorker Zweigstelle, 
für die 250.000 Dollar bereits vor der Eröffnung aus den 
Kreisen der Textilarbeiter gezeichnet worden sind. Am 
1. Mai ist die Brotherhood Savings und Trust Company in 
Pittsburgh, ebenfalls eine Eisenbahnerbank, in Tätigkeit 
getreten. Weitere mehr oder weniger bedeutende Ar- 
beiterbanken sind in Detroit, San Francisco, Hammond 
und Birmingham (Ala) und verschiedenen größeren 
Städten im Entstehen begriffen. In dem Jahresbericht der 
„American Federation of Labour” nehmen die Angaben 
über die bisherigen Erfolge der Arbeiterbanken einen 
breiten Raum ein. Nach diesem‘ Bericht sind zurzeit 
23 Arbeiterbanken teils in Betrieb, teils im Begriff, ihre 
Kassen zu eröffnen. Außerdem befinden sich etwa 
zwanzig weitere Banken in Gründung; die Errichtung 
weiterer fünfzig ist im Laufe des Jahres 1924 vorgesehen. 


Die gegenwärligen Aktiven dieser Banken übersteigen 
50 Millionen Dollar. Das Geheimnis des Erfolges 
dieser Institute beruht zunächst in der bedeutenden 


Zinsspannung zugunsten der Einleger. So gewährt die 
vorgenannte Fisenbahnerbank Cleveland auf gewöhnliche 
Spareinlagen 1 pCt. mehr Zinsen als dic übrigen Banken 
dieses Platzes. Dazu kommt in vielen Fällen eine zu- 
sätzliche Zinsvergütung, die sich aus der Dividenden- 
beschränkung — Höchstdividende in den meisten Fällen 
10 pCt. — ermöglicht. Wie schr sich die Haltung der an- 
gesehenen New Yorker Großbanken den Arbeiterbanken 
gegenüber geändert hat, konnte anläßlich der jüngst er- 
folgten Gründung der Federation Bank of New York be- 
obachtet werden. Die alte Seabord National Bank liel 
es sich nicht nehmen, dem neuen Institut eine Anzahl be- 
währter Beamter zur Bewältigung des ersten Depositen- 
ansturms zur Verfügung zu stellen, und auch die 
Guaranty Trust Company hielt es für unbedenklich, die 
Bank mit Rat und Tat zu unterstützen. Es wurden bei 
der Eröffnung von Vertretern beider Lager Reden gehal- 
ten, und man hätte glauben können, daß diese praktische 
Fühlungnahme zwischen Arbeit und Kapital die Morgen- 
röte des sozialen Friedens andeute. Das dürfte indessen 
so ohne weiteres nicht zutreffen. Man kann cum grano 
salis die bei dem erwähnten Anlaß ausgetauschten 
Freundlichkeiten mit dem sportlichen Händedruck der 
Faustkämpfer vor dem Beginn eines Zwölfrundenkampfes 


vergleichen. Vorläufig erfüllen die Arbeiterbanken 
zweifellos Funktionen, die sie noch nicht in Kollision mit 
den bestehenden Banken bringen. Sie machen es sich 
zur Aufgabe, die früher brachgelegenen Spargelder breiter 
Erwerbsgruppen durch die weitverzweigten Kanäle poli- 
tischer Organisationen zu sammeln und sie produktiven 
Zwecken zuzuführen. Die Tatsache, daß die größeren Ar- 
beiterbanken nicht unbedeutende Banktransaktionen mit 
der New Yorker Finanzwelt durchführen, ändert an der 
aul Arbeiterinteressen eingestellten Politik der Arbeiter- 
banken vorläufig nichts. Jede Erweiterung der Kapitals- 
basis des Landes kann auch den Vertretern der „kapita- 
listischen” Banken nur angenehm sein. Eine andere Frage 
ist die, ob im Laufe der Jahre die Geschäftsgebarung der 
Arbeiterbanken nach Erlangung einer größeren Routine 
und Kapitalsmacht nicht in grundsätzliche Kampfstellung 
zu den übrigen Banken treten wird. Hier dürfte das Auf 
und Ab der Konjunktur den wichtigsten Prüfstein für die 
Daseinsberechligung der neuen Banken bilden. 


Die Durchführung einer grösseren Zahl von 
Entlassungen in kaufmännischen Betrieben. 
Von Rechtsanwalt Dr. v. Karger, Berlin. 


Eine der ersten Maßnahmen der Reichsregierung, 
die sie auf Grund des Ermächtigungsgesetzes traf, war 
die Beseitigung der $$ 12ff. der Verordnung vom 
12. Februar 1920. Zweck dieser Bestimmung war, wäh- 
rend der Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung Ent- 
lassungen von Arbeitnehmern, die lediglich zur Verminde- 
rung der Arbeitnehmerzahl dienen sollten, nach Möglich- 
keit zu verhüten; die Bestimmung ging von dem Grund- 
gedanken aus, daß vorhandene Arbeit tunlichst rationiert 
werden sollle; war ein Unternehmen genötigt, seinen Be- 
{rieb auf die Hälfte einzuschränken, dann sollte die Hälfte 
der Arbeitnehmer nicht arbeitslos werden und die andere 
Hälfte im vollen Genuß des bisherigen Arbeitslohnes ver- 
bleiben, sondern die durch die Betriebseinschränkung be- 
dingten Nachteile sollten von allen Arbeitnehmern derart 
gleichmäßig getragen werden, daß sie bei verkürzter År- 
beitszeit nur einen entsprechend verkürzten Arbeitslohn 
verdienten. Die Bestimmung wies viele Mängel auf; sie 
mochte in der ersten schwierigen Zeit nach dem Kriegs- 
ende gute Dienste geleistet haben, hat sich inzwischen 
aber überlebt, weil sie zwei wesentliche Umstände nicht 
berücksichtigte: Sie kam zwangsläufig auch dann zur An- 
wendung, wenn der Arbeitsmarkt dies nicht rechtiertigte; 
auch dann, wenn ein Betrieb sich einschränken mußte, 
für die überflüssig gewordenen Arbeitnehmer aber durch- 
aus die Möglichkeit bestand, anderwärts ein Unter- 
kommen zu finden, konnten diese stattdessen auf ihren 
Verbleib in dem Betrieb unter Durchführung der Arbeits- 
streckung bestehen. Sie kam des ferneren auch dann zur 
Anwendung, wenn es sich nur um einzelne wenige Ar- 
beitnehmer, die zur Entlassung kommen sollten, han- 
delte; es liegt auf der Hand, daß in einem Großbetriebe, 
bei dem ein ganz geringfügiger Prozentsatz der Arbeit- 
nehmer überflüssig geworden ist, nicht für die er- 
drückende Mehrzahl der anderen die Arbeit gestreckt 
werden kann, nur um diese wenigen überzähligen Arbeit- 
nehmer weiter beschäftigen zu können. Der Entwurf 
eines Stillegungsgesetzes, das bisher aber noch nicht zur 
Verabschiedung gelangt ist, hat diesen Gesichtspunkten 
auch gebührend Rechnung getragen. 


An Stelle des aufgehobenen § 12 ist dafür der § 2 
der Verordnung vom 8. November 1920, betreffend Maß- 
nahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und -stillegungen, 
dahin ergänzt worden, daß während der in dieser Ver- 
ordnung vorgesehenen Sperrfrist Entlassungen nicht vor- 
genommen werden dürfen, vom Demobilmachungs- 
kommissar aber eine Streckung der Arbeit angeordnet 
werden kann. Da die zuletzt genannte Verordnung sich 
aber nur auf gewerbliche Betriebe und solche des 


Verkehrswesens bezieht, kann sie im Rahmen dieses Auf- 
satzes außer acht gelassen werden. 


Für kaufmännische Betriebe ist demnach der gegen- 
wärtige Rechtszustand der, daß Kündigungen, die eine 
Verminderung der Arbeitnehmerzahl bezwecken, un- 
beschränkt zulässig sind. Der Arbeitgeber ist lediglich 
verpflichtet, den § 74 des Betriebsrätegesetzes zu be- 
achten, welcher ihm vorschreibt, sich mit dem Betriebs- 
rat möglichst längere Zeit vorher über Art und Umfang 
der Entlassungen und über die Vermeidung von Härten 
bei letzteren ins Benehmen zu setzen. Ein Verstoß 
gegen diese Bestimmung ist auf die Rechtsgültigkeit der 
Kündigung ohne Einfluß; man wird sie höchstens als 
Schutzvorschrift im Sinne von § 823 Abs. 2 BGB. ansehen 
können, so daß der Arbeitgeber bei Nichtbeachtung 
schadensersatzpflichtig wäre, Im einzelnen Falle wird 
es jedoch dem betroffenen Arbeitnehmer wohl kaum mög- 
lich sein, nachzuweisen, daß er durch die Nichtbeachtung 
dieser Vorschrift einen Schaden erlitten hat. Im übrigen 
genügt, wie das Kammergericht kürzlich entschieden hat, 
wenn der Arbeitgeber dem Betriebsrat eine ent- 
sprechende Mitteilung macht. Reagiert dieser auf diese 
Mitteilung nicht, so können für den Arbeitgeber weitere 
Nachteile nicht entstehen. 

Schwieriger ist die Frage zu beantworten, ob bei 
derartigen umfangreichen Entlassungen das in den 
88 84ff. des BRG. geregelte Einspruchsverfahren zulässig 
ist. § 85 Abs. 2 Ziff. 2 schließt das Recht des Einspruches 
bei Entlassungen aus, die durch die gänzliche oder teil- 
weise Stillegung des Betriebs erforderlich werden, Unter 
teilweiser Betriebsstillesung wird von den maßgebenden 
Kommentatoren des Betriebsrätegesetzes ziemlich ein- 
mütig die Auffassung vertreten, daß hierunter nicht eine 
Einschränkung in einem einheitlichen Betriebe, sondern 
die Stillegung eines selbständigen Teilbetriebes zu ver- 
stehen ist. Wenn also z. B. ein größerer gewerblicher 
Betrieb der Metallindustrie eine eigene Schlosserei be- 
sitzt und diese stillgelegt wird, so liegt nach der erwähn- 
ten Auffassung eine teilweise Stillegung des Betriebes 
vor; das gleiche würde gelten, wenn ein großes Export- 


haus für die verschiedenen Länder selbständige Ab- 
teilungen hat und nun z. B. die Abteilung Spanien 
stillegt. 


Ich vermag mich dieser Ansicht nicht anzuschließen. 
Unter „Betrieb“ ist nicht nur der Gesamtbetrieb als 
solcher zu verstehen, sondern auch diejenigen Teile eines 
Großbetriebes, die ihrem Charakter nach die Natur einer 
selbständigen Betriebsabteilung, eines Betriebes im Be- 
triebe, haben. Dies ergibt sich ohne weiteres daraus, 
daß, wenn, um bei dem vorerwähnten Beispiel zu bleiben, 
die Schlosserei gänzlich stillgelegt wird, keine Ver- 
anlassung besteht, diesen Fall anders zu behandeln, als 
wenn es sich um eine selbständige Schlosserei handeln 
würde, die aus irgendeinem Grunde geschlossen wird. 

Meine Auffassung rechtfertigt sich aber auch noch 
aus folgendem Gesichtspunkt: § 96 Abs. 2 Ziff, 2 BRG. 
bestimmt, daß die Zustimmung der Betriebsvertretung 
oder des Schlichtungsausschusses zur Kündigung des 
Dienstverhältnisses eines Mitgliedes der ersteren dann 
nicht erforderlich ist, wenn es sich um eine Entlassung, 
die durch Stillegung des Betriebes erforderlich geworden 
ist, handelt. Die Unstimmigkeit zwischen dieser Bestim- 
mung und der des $ 85 Abs. 2 Ziff. 2, die darin besteht, 
daß letztere teilweise Betriebsstillegung erwähnt, erstere 
aber nicht, hat zu der Annahme Veranlassung gegeben, 
daß es sich hier um ein redaktionelles Versehen bei der 
Abfassung des Betriebsrätegesetzes, das auch noch andere 
ähnliche Fehler aufweist, handelt und daß auch hier die 
teilweise Betriebsstillegung gemeint ist. Es ist deshalb 
die Auffassung vertreten und auch im allgemeinen von 
den Gerichten gebilligt worden, daß auch § 96 Abs. 2 
Ziff. 2 dahin auszulegen ist, daß er nicht auch auf die 
Fälle gänzlicher, sondern auch auf die teilweiser Still- 
legung anzuwenden ist. Ist die von mir bekämpfte Auf- 
fassung richtig, dann ist dieser Ansicht unbedingt zuzu- 
timmen. Denn wenn in dem obengenannten Beispiel 
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ein Betriebsratsmitglied in der Schlosserei beschäftigt ist, 
so ergibt sich die Rechtfertigung seiner Kündigung be- 
reits aus der Tatsache der Stillegung derselben; ein be- 
sonderer Schutz, der in dem Einholen der Zustimmung 
der Betriebsvertretung bzw. des Schlichtungsausschusses 
liegt, ist also nicht erforderlich. Würde also $ 96 Abs. 2 
Ziff. 2 nicht auf teilweise Betriebsstillegungen in dem von 
mir bekämpften Sinne anzuwenden sein, dann würde das 
unmögliche Ergebnis herauskommen, daß der Arbeit- 
geber das Betriebsratsmitglied weiter beschäftigen muß, 
obgleich die selbständige Betriebsabteilung, für die es an- 
genommen ist, nicht mehr besteht. Der Arbeitgeber 
wäre also gezwungen, einen Arbeitnehmer in einer Ab- 
teilung zu beschäftigen, in der er für ihn vielleicht keiner- 
lei Verwendung hat. 2 


Ist dagegen meine Auffassung richtig, daß unter teil- 
weiser Betriebsstillegung die Einschränkung eines ein- 
heitlichen Betriebes oder einer selbständigen Betriebs- 
abteilung zu verstehen ist, dann ergibt sich ganz zwang- 
los eine Erklärung für die Verschiedenheit des Wort- 
lautes zwischen $ 85 Abs. 2 Ziff, 2 und § 96 Abs, 2 Ziff. 2 
BRG. Bei einem Arbeitnehmer, der nicht Betriebsrats- 
mitglied ist, könnte in einem solchen Falle das Ein- 
spruchsverfahren ausgeschlossen werden, da, wenn auch 
die Kündigung vielleicht eine unbillige Härte bedeutet, 
sie doch jedenfalls durch die Verhältnisse des Betriebes, 
die zu der Finschränkung der Arbeitnehmerzahl zwang, 
begründet ist. In diesem Falle sollten also Betriebsrat 
und Schlichtungsausschuß nicht noch Erörterungen dar- 
über anstellen können, ob tatsächlich eine der Voraus- 
setzungen des Einspruchsverfahrens vorliegt; die Tatsache 
der Betriebseinschränkung schließt die Annahme einer 
solchen von selbst aus, Anders verhält es sich dagegen 
bei den Mitgliedern der Betriebsvertretung. Für diese 
besteht die Gefahr, daß sie bei einer Betriebseinschrän- 
kung in die Zahl der zur Entlassung kommenden Arbeit- 
nehmer eingereiht werden, trotzdem infolge teilweisen 
Weiterarbeitens des Betriebes oder der Betriebsabteilung 
an sich die Möglichkeit bestand, sie weiter zu beschäf- 
tigen. Hier mußte der besondere Schutz des $ 96 ein- 
setzen; die Betriebsvertretung bzw. der Schlichtungs- 
ausschuß mußten nachprüfen können, ob die Kündigung 
des Betriebsratsmitgliedes auch wirklich durch die Ver- 
hältnisse des Betriebes oder die sonstige Sachlage ge- 
rechtfertigt war; nur so konnte verhindert werden, daß 
das Betriebsratsmitglied unler Umständen einer Benach- 
teiligung wegen seiner Tätigkeit ausgesetzt wurde. An- 
dererseits ist es selbstverständlich, daß eine Pflicht zur 
Erteilung der Zustimmung besteht, wenn es sich z. B. bei 
diesem um einen jungen, unverheirateten Arbeitnehmer 
handelt und der Arbeitgeber beabsichtigt, an seiner Stelle 
einen älteren, verheirateten Arbeitnehmer zu behalten. 

Ich komme deshalb zu dem Ergebnis, daß im Sinne 
des $ 85 Abs. 2 Ziff, 2 BRG. unter teilweiser Betriebs- 
stillegung nur die Einschränkung eines einheitlichen Be- 
triebes oder einer selbständigen Betriebsabteilung zu ver- 
stehen ist, da die Stillegung einer selbständigen Betriebs- 
abteilung, die sonst unter diesen Begriff gebracht wird, 
als gänzliche Stillegung anzusehen ist. Beabsichtigt also 
ein größeres kaufmännisches Unternehmen, das mehrere 
tausend Angestellte beschäftigt, einige hundert zu ent- 
lassen, so liegt hier eine teilweise Betriebsstillegung vor; 
ein Einspruch gegen die die Verminderung der Arbeit- 
nehmerzahl bezweckenden Kündigungen ist nicht zu- 
lässig. 

Gegen meine Auffassung kann auch nicht eingewen- 
det werden, daß man in kaufmännischen Betrieben bei 
einer Einschränkung der Tätigkeit nicht von einer teil- 
weisen Stillegung des Betriebes sprechen kann. Zweifel- 
los ist die Ausdrucksweise des Betriebsrätegesetzes in 
diesem Punkte mehr auf gewerbliche Betriebe zu- 
geschnitten; wenn aber z, B. ein Bankunternehmen seinen 
Zahlstellendienst einstellt, wenn es für Börsenauiträge 
und Ueberweisungen bestimmte Mindestsummen festsetzt 
und niedrigere Aufträge unausgeführt läßt, so ist nicht 
recht einzusehen, warum diese Tatsache nicht auch als 


eine teilweise Stillegung des Betriebes anzusprechen 
sein soll, 

Schließlich sei auch noch auf folgenden Gesichts- 
punkt hingewiesen: Ein Großunternehmen sieht sich in- 
tolge der wirtschaftlichen Lage genötigt, sein Personal um 
10 pCt, einzuschränken; die Entschließung über eine der- 
artige Einschränkung liegt lediglich bei dem Arbeitgeber; 
ihm, der für die Wirtschaftlichkeit des Betriebes verant- 
wortlich ist, hat niemand in dieser Beziehung dreinzu- 
teden. Die Kündigungen in dem geplanten Umifange 
müssen also unter allen Umständen vorgenommen wer- 
den. Würde man nun den Einspruch zulassen, so könnte 
dieser sich lediglich darauf stützen, daß die Kündigung 
anderer Arbeitnehmer sich vielleicht mehr gerechtfertigt 
hätte. Um ein ganz krasses Beispiel zu nehmen: Unter 
den Entlassenen befindet sich ein 50jähriger Familien- 
vater und statt seiner wird ein 20 jähriger unverheirateter 
Arbeitnehmer weiter beschäftigt. Würde man aber dem 
Betriebsrat und dem Schlichtungssausschuß in dieser 
Hinsicht ein Nachprüfungsrecht zubilligen, so würde dies 
zu ganz unmöglichen Ergebnissen führen. Der Erfolg 
wäre nämlich, daß der Schlichtungsausschuß letzten 
Endes berechtigt wäre, die Entlassung jedes einzelnen 
Arbeitnehmers dahin nachzuprüfen, ob nicht vielleicht an 
seiner Statt im Betriebe ein anderer Arbeitnehmer be- 
schäftigt wird, dessen Entlassung sich eher gerechtfertigt 
hätte. Daß der Schlichtungsausschuß bei einem Groß- 
betriebe gar nicht in der Lage ist, eine derartige Unter- 
Suchung anzustellen, liegt auf der Hand; es muß also da- 
bei bleiben, daß auch die Auswahl der zur Entlassung 
N ommenden dem Ermessen des Arbeitgebers überlassen 
bleibt; nur er hat darüber zu bestimmen, wen er am 
ehesten entbehren kann und wessen Arbeitskraft er für 
die Weiterführung des Betriebes benötigt. Seine Ent- 
scheidung muß endgültig sein. Daß dies dem Willen des 
Gesetzgebers entspricht, ergibt sich daraus, daß auch 
$ 13 der Verordnung vom 12, Februar 1920 aufgehoben 
ist, der eine gewisse Rangordnung für die Durchführung 
solcher Entlassungen vorsah; in erster Linie sollten die 
Ersetzbarkeit des einzelnen Arbeitnehmers im Verhältnis 
zu der Wirtschaftlichkeit des Betriebes zu prüfen sein, 
sodann sollte Lebens- und Dienstalter sowie Familien- 
stand des Arbeitnehmers derart zu berücksichtigen sein, 
daß die älteren Arbeitnehmer und diejenigen mit unter- 
haltsbedürftigen Angehörigen möglichst in ihrer Arbeits- 
stelle zu belassen seien. Diese Bestimmung ist gefallen, 
ohne daß eine andere entsprechende an ihre Stelle ge- 
treten wäre und ohne daß das Betriebsrätegesetz irgend- 
wo den gleichen Gesichtspunkt vertritt. Auch diese 
Tatsache beweist, daß die Auswahl der zur Entlassung 
Bamenden Arbeitnehmer lediglich beim Arbeitgeber 
iegt, 

Schwierigkeit kann nun allerdings die Frage be- 
reiten, wann eine teilweise Stillegung des Betriebes in 
dem Sinne, wie ich sie verstehe, vorliegt. Es ist selbst- 
verständlich, daß, wenn ein Betrieb mit 1000 Arbeitneh- 
mern zwei Arbeitnehmer zur Verminderung der Arbeit- 
nehmerzahl entläßt, dies nicht als eine teilweise Be- 
triebsstillegung angesehen werden kann. Irgendwelche 
bindende Grenzen werden sich kaum aufstellen lassen; 
einen Anhalt wird $ 1 der Verordnung vom 8. November 
1920 bieten, der die Sperrfrist nur für den Fall anordnet, 
daß 5 pCt. der Arbeitnehmer oder aber mehr als 50 Ar- 
beitnehmer zur Entlassung kommen, 

Zum Schluß noch ein Wort für den Fall, daß der 
Schlichtungsausschuß trotzdem das Einspruchsverfahren 
für zulässig hält. In diesem Falle kommt seine Entschei- 
dung unter Verletzung gesetzlicher Vorschriften zustande, 
da für den Fall der teilweisen Betriebsstillegung das Ein- 
spruchsverfahren vollständig ausgeschlossen ist. Wenn 
seine Entscheidung also auch an sich endgültig ist, so ist 
doch anerkannten Rechts, daß die ordentlichen Gerichte 
befugt sind, nachzuprüfen, ob die gesetzlichen Voraus- 
setzungen derselben vorgelegen haben; ist dies nicht der 
Fall gewesen, so haben die ordentlichen Gerichte noch 
stets die Klage auf Zahlung der vom Schlichtungsaus- 
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schuß festgesetzten Entschädigung abgewiesen. Handelt 
es sich also um eine teilweise Stillegung, so wird der Ar- 
beitgeber, selbst wenn der Schlichtungsausschuß unter 
Mißachtung des § 85 Abs. 2 Ziff. 2 zu einer ihm ungünsti- 
gen Entscheidung kommt, doch berechtigt sein, die Zah- 
lung der Entschädigung zu verweigern und es auf die 
Entscheidung des ordentlichen Gerichts ankommen lassen 
können. 


Gerichtliche Entscheidungen. 


Handelsrecht. 


Zu § 21 Tel.-Ordnung vom 16. Juni 1904. 

Der Ausschluß der Gewähr der Post für 
richtige Uebermittelung von Telegrammen 
ae o Peach MckeinWAtu sistchhllaubirdierz Haftung für 
versehentliche Doppelübermittelung in sich, 


Urteil des Reichsgerichts, II. Zivilsenat, vom 26, Ok- 
tober 1923. — Il, 115. 23 —. 


Tatbestand. 


Das von der Klägerin am Sonntag, den 6. November 1921 
zu Aachen an die Bank F, in Berlin aufgegebene Telegramm 
„5000 Deutsch-Ostafrika-Gesellschait billigst kaufen” ist zwei- 
mal abgeferligt worden, und zwar nach der Darstellung des Be- 
klagten, weil an diesem Tage und in der folgenden Nacht fast 
alle wichtigen telegraphischen Verbindungen durch schwere 
Stürme gestört worden seien und diese Störung gerade das 
beschränkte Sonntagspersonal betroffen habe; so — infolge 
höherer Gewalt — sei es gekommen, daß das Telegramm vom 
6. November zweimal befördert wurde, einmal morgens 3 Uhr 
drahtlich auf der ungestört gebliebenen Linie nach Frankfurt 
am Main und sodann — mangels eines Beförderungsvermerks 
auf dem Original — nochmals morgens gegen 9 Uhr 40 Minuten 
mit der Post nach Berlin. 

Die Klägerin behauptet, infolge der doppelten Zufertigung 
des Telegramms habe die Bank F. zweimal 5000 jener Aktien 
für sie gekauft und fordert Schadensersatz. 

Das Landgericht hat den Klageanspruch für dem Grunde 
nach berechtigt erklärt; der Berufungsrichter hat auf Grund des 
§ 21 der Telegraphenverordnung vom 16. Juni 1904 abgewiesen. 
Beide Instanzen bejahen Fahrlässigkeit des betreffenden Tele- 
graphenbeamten und verneinen höhere Gewalt, 


Die Revision der Klägerin wurde vom RG. zurückgewiesen. 


Entscheidungsgründe. 


Die Revision wendet nicht ein, daß $ 21 der Telegraphen- 
verordnung rechtsunwirksam sei (vg. Scholz, Das Post-, 
Telegraphen- und Fernsprechrecht in Ehrenberg, Handbuch des 
gesamten Handelsrechts, Bd. V, Abt. II, S.796 und RGZ. Bd. 91 
S. 64), oder daß $ 21 die Haftung nur bei technischem Versagen 
der Einrichtungen, nicht aber bei Versehen der Telegraphen- 
beamten ausschließe, — sondern sie bekämpft unter Berufung 
auf den Aufsatz des Dr. Herold im Bank-Archiv, 22, Jahr- 
gang Nr. 16 vom 15. Mai 1923 S, 206/207, die dem $ 21 vom Be- 
rufungsrichter gegebene Auslegung: 


„die dem Beklagten kraft seiner Monopolstellung zu- 
stehende und in $ 2i erfolgte Freizeichnung beschränke 
sich nach Wortlaut und Sinn klar und zweifellos auf Ver- 
lust, Entstellung und Verspätung — sie sei als Ausnahme 
von der nach allgemeinen Rechtsregeln bestehenden all- 
gemeinen Haftung enge auszulegen, — insbesondere sei 
es unmöglich, sie auf den Fall der doppelten Abfertigung 
auszudehnen, an den die Verfasser der schon seit 1852 
bestehenden Vorschrift (Preuß. Reglement vom 17, Fe- 
bruar 1852; Telegraphenordnung des Norddeutschen 
Bundes vom 24, Dezember 1867) nicht entfernt gedacht 
hatten; wenn ein Telegramm drei- oder vier- oder fünf- 
mal zugefertigt werde und trotzdem der Beklagte nicht 
haften würde, so könnte der Absender ruiniert werden.“ 


_ Der Beklagte hat sich in den Instanzen ni i 
teidigt, daß die Ausübung einer anvertrauten poa et Ca 
walt nicht in Frage stehe (vgl. RGZ. Bd. 91 S, 274/275), sondern 
im Gegenteil durch Berufung auf § 6 des Reichshaftungsgesetzes 
vom 22. Mai 1910 in Verbindung mit $ 21 der Telegraphen 
ordnung; er führt nunmehr lediglich aus: BE 


„Die angebliche Notwendigkeit enger Auslegung sei nichts 
als ein gefährliches, schon durch das Römische Recht wider- 
legtes Schlagwort; was die Verfasser des $ 21 sich dachten, 
müsse belanglos bleiben, der $ 21 gebe eine allgemeine Siche- 
rung gegen die eigentümlichen Gefahren des Telegraphen- 
betriebs; ganz zutreftend fasse der Berufungsrichter die beiden 
Abfertigungen als ein einheitliches Ganzes auf, das nicht aus- 
einandergerissen werden dürfe, und so ergebe sich, daß das 
Telegramm eben nicht richtig übergekommen sei; damit entfalle 
die Haftung des Beklagten, gleichviel, ob diese eine vertrag- 
liche oder eine außervertragliche, eine privatrechtliche oder 
eine öffentlich-rechtliche genannt werde." 

Der Auslegung des Berufungsrichters muß beigepflichtet 
werden. 

Es handelt sich nicht um Ausdehnung einer Ausnahmevor- 
schritt auf rechtsähnliche Fälle (RGZ, Bd. 87 S. 286 
und S. 373), und nicht um Ausdehnung einer kasuisti- 
schen Ausnahmebestimmung [RGZ. Bd. 64 S. 351; Bd, 90 
S. 266; Bd. 96 S. 307/308): Denn der erste Halbsatz des § 21: 


„Die Telegraphenverwaltung leistet für die richtige 


Ueberkunft der Telegramme oder deren Zustellung 
innerhalb bestimmter Frist keine Gewähr” 
begreift in seiner allgemeinen, gerade nicht kasuistischen 


Fassung unmittelbar und direkt auch den hier vorliegenden Fall 
der doppelten Abfertigung. Obwohl $ 21 eine Haftungs- 
beschränkung festsetzt, entscheidet der klare Wortlaut 
und der in demselben ausgeprägte Sinn, und auf die Ansicht 
und Absicht der Personen, welche diesen Wortlaut seinerzeit 
geschaffen haben, kommt es nicht an; RGZ, 53 S. 302/305, 
62 S. 291, 82 S. 357, 89 S. 187, 94 S. 242, Das Telegramm 
ist nicht richtig übergekommen, wenn es zweimal" zugefertigi 
wird — unter Umständen, aus denen nicht sofort zweifelsfrei 
erhellt, daß die zweite Zufertigung nur eine Wiederholung ist. 
Mit Recht erblickt diesfalls der Berufungsrichter in den beiden 
Zufertigungen einen einheitlichen Vorgang; dieser Vorgang 
macht die zweite Zufertigung zu einer unrichtigen, insofern sie 
sich als ein neues selbständiges Telegramm darstellt — während 
sie in Wahrheit nur eine Wiederholung ist, und er macht zu- 
gleich die erste Zufertigung zu einer unrichtigen, insofern sie 
als das erste von zwei gleichlautenden Telegrammen erscheint, 
‚während sie in Wahrheit das einzige nur einmal aufgegebene 
Telegramm absetzen soll. Unrichtigkeit ist nicht nur eine Ver- 
stümmelung oder Aenderung der im Telegramm enthaltenen 
Buchstaben und Zahlen, sondern jeder Fehler der Ueberkuntt, 
der das richtige Verständnis der Zufertigung unmöglich macht. 
Die Klägerin behauptet denn auch gerade, daß die empfangende 
Bank die zweite — also, wie ausgeführt, auch die erste — Zu- 
fertigung unrichtig verstanden hat und unrichtig verstehen 
mußte. 


Der zweite Halbsatz des § 21 ‚und hat Nachteile, die durch 
Verlust, Entstellung oder Verspätung der Telegramme ent- 
stehen, nicht zu vertreten” ist lediglich ein erläuternder Zusatz, 
der die allgemeine Tragweite des ersten Halbsatzes keineswegs 
aufhebt. 

Die von der Revision unterstellte Möglichkeit einer drei- 
oder vier- oder fünfmaligen Zufertigung desselben nur einmal 
aufgegeberen Telegramms kann als über den Rahmen des hier 
untergeg-benen Falles hinausgehend dahin stehen; könnte sie 
sich verwirklichen, so würde sich die Frage erheben, ob nicht 
eine so gehäufte Zustellung genau desselben Wortlauts dem 
Empfänger offenbar machen mußte, daß ein Fehler unter- 
laufen war. 


Bücherbesprechungen. 


Ernst Wagemann: Allgemeine Geldlehre, 1. Bd. Theorie 
des Geldwertes und der Währung. C. H. R. Engelmann. 
Berlin 1923. 


Es ist ein großes zusammenfassendes Werk über das Geld, 
das uns hier vorliegt, Nachdem im Jahre 1905 Knapps 
„Staatliche Theorie des Geldes” veröffentlicht worden war, 
schien sich die geldtheoretische Arbeit in der Diskussion über 
die durch dieses Werk angeregten Probleme zu erschöpfen. 
Ja, vielen schien es, als ob damit für lange Zeit ein gewisser 
Abschluß der geldtheoretischen Entwicklung eingetreten sei. 
Als dann im Jahre 1912 der österreichische Volkswirt 
v. Mises mit seiner „Theorie des Geldes und der Umlaufs- 
mittel” hervortrat, welches auf metallistischem Boden steht und 
sich gegenüber der „etatistischen” Auffassung K nap ps scharf 
ablehnend verhielt, zeigte sich besonders deutlich, wie das 
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geldtheoretische Denken in der deutschen Nationalökonomie 
in diametral entgegengesetzten Richtungen auseinanderstrebte, 
Aeußerlich trat dies auch darin zutage, daß die dritte Auflage 
des Handwörterbuchs der Staatswissenschaften vom Jahre 1911 
neben dem vom metallistischen Standpunkt geschriebenen Auf- 
satz Mengers unvermittelt und ohne den Versuch einer 
Auseinandersetzung die Staatliche Theorie Knapps enthielt, 


Hieraus war schon zu ersehen, daß die geldtheoretische 
Entwicklung nach einer großen neuen Synthese drängte. Eine 
solche Synthese versucht das Werk Wagemanns, dessen 
kürzlich erschienener 1. Band „Die Theorie des Geldwerts und 
der Währung” die Ergebnisse der geldtheoretischen Forschung 
der letzten Jahrzehnte zu einem einheitlichen Bilde zu- 
zusammenfügt. 


Die darin entwickelte Theorie baut sich auf einer dogmen- 
geschichtlichen Betrachtung auf, die sicherlich in hohem Grade 
geeignet ist, dem nominalistischen Gedanken ein starkes ge- 
schichtsphilosophisches Fundament zu geben. Wagemann 
zeigt, wie im Merkantilzeilalter als erste große Grund- 
anschauung vom Gelde „der Symbolismus” entsteht, der „unter 
Identifizierung von Geld und Edelmetall die Edelmetalle als 
allgemeines Wertsymbol, als Wertzeichen und in diesem Sinne 
als Inbegriff des Reichtums“ auffaßt. 
wickelt die klassische Nationalökonomie und der Marxismus 
die metallistische Lehre, die „ebenfalls Geld und Edelmetall 
identifiziert, oder doch gleichstellt, die Edelmetalle aber so- 
wohl wie das Geld nicht melır als allgemeines Wertsymbol, 
sondern als Ware" auffaßt. Die Synthesis ist der Nominalis- 
mus, der von Knapp und teilweise unabhängig von ihm von 
einer Reihe von deutschen und amerikanischen Schriftstellern 
ausgebaut werden wird und der die Edelmetalle als Ware, das 
Geld aber als Wertzeichen oder als Wertausdruck betrachtet. 


Auch Wagemann bekennt sich zum Nominalismus, den 
er namentlich durch Untersuchungen über den Zusammenhang 
zwischen Geld und Wirtschaft, zwischen Währungsform und 
Wirtschaflsverfassung in eigenartiger Weise beleuchtet. Er 
legt dar, wie sich aus der irühkapilalistischen Wirtschaft des 
Merkantilzeitalters eine Geldverfassung ergab, die er als Mer- 
kantilverfassung des Geldes bezeichnet. Der Freihandelsver- 
kehrsära entspricht die Chartalverfassung, die er in Anlehnung 
an Knapp beschreibt. Die Chartaltheorie läßt er aber für 
die heute herrschende Geldverfassung, die er als Bilanzver- 
fassung bezeichnet und in seiner Bilanztheorie beschreibt und 
zergliedert, nicht gelten. 


In den Rahmen dieser Gesamtauffassung, die man als eine 
Art der Relativitätstheorie des Geldes bezeichnen möchte, 
stellt er seine Darstellung der Währungsgeschichte der wichtig- 
sten europäischen und überseeischen Staaten im Laufe der 
letzten Jahrhunderte. Von besonderem Interesse ist dabei die 
Geschichte der Papierwährungen und der Goldkernwährung, 
insbesondere in den südamerikanischen Ländern und die 
Wiedergabe der internalionalen Währungsentwicklung seit 


Ausbruch des Weltkrieges. 


Man wird mit Spannung den zweiten Band erwarten, der 
die Darstellung des wirtschaftlichen Kreislaufes und der 
Emissions- und Kreditpolitik enthalten soll. Dalberg. 


Schluß des redaktionellen Teiles. 


Die Firma Heinrich Zeiss (Unionzeiss) Frankfurt a. M., 
Kaiserstraße 36 und Berlin NW 7, Unter den Linden 56, bringt 
bereits seit längerer Zeit Formulare und Bücher mit sogenann- 
tem Karbonisierdruck als Ersatz für Kohlepapier mit Erfolg in 
den Handel. Dieser Druck eignet sich gleichgut für Maschinen- 
und für Handschrift. Das Druckverfahren sowie die Zusammen- 
stellung der Farben sind durch deutsches Reichspatent gesetz- - 
lich geschützt. Die Firma Heinrich Zeiss ist die alleinige Lizenz- 
Inhaberin für das Deutsche Reich. 

Viele Banken haben bereits diese Formulare und Bücher 
eingeführt. Der Karbonisierdruck wird in verschiedenen 
Farben geliefert und besitzt u. a. folgende Vorteile gegenüber 
der Verwendung von Kohlepapier: 

1. schnelleres und saubereres Arbeiten, 

2. schärfere und bessere Durchschriften, 

3. die Möglichkeit, nur bestimmte Stellen des Originals 

durchschreiben zu können, 

4. Ersparnis gegenüber der Verwendung von Kohlepapier. 

Die Firma Heinrich Zeiss ist gerne bereit Interessenten An- 
gebote und Musterformulare zu übersenden. 


Als Anlithese dazu ent- ° 


